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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i tz end e: Präsident Benya, Zwei­
ter Präsident Mag. Minkowitsch. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Das Amtliche Protokoll der 51. Sitzung vom 
26. Juni 1984 ist in der Parlamentsdirektion 
aufgelegen und unbeanstandet geblieben. 

Kr a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
ModI, Gossi, Dr. Helga Hieden, Ingrid 
Smejkal, Arnold Grabner, Frodl und Hafner. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Bundesministerium für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 1. 
Anfrage: Dr. Maria Hosp (ÖVP) an die Frau 
Bundesminister für Familie, Jugend und Kon­
sumentenschutz. 

314/M 

Wann wird das Steuerunrecht für die Familien 
beseitigt? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Familie, Jugend und 
Konsumentenschutz Elfriede Karl: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete! Wenn man eine 
Steuerermäßigung bar ausbezahlt - und das 
geschieht mit dem Kinderabsetzbetrag -, 
dann stellt das in meinen Augen kein Unrecht 
dar, weil es so ist, daß für die, die diese 
Steuerermäßigung kraft ihres Einkommens 
voll nützen konnten, dadurch kein Nachteil 
eintritt, daß aber diejenigen, die zu wenig ver­
dienen oder gar keine steuerpflichtigen Ein­
künfte haben und daher eine Steuerermäßi­
gung nicht ausnützen können, aus diesem 
System den Vorteil haben. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Maria Hosp: Frau Mini­
ster! Durch die Progression wachsen immer 
neue Gruppen in die Besteuerung hinein. 
Haben Sie Unterlagen dafür, wie viele Fami­
lienerhalter heute noch von dieser Begünsti­
gung Gebrauch machen können? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich kann Ihnen keine 
genaue Zahl nennen. Seinerzeit wurde 
geschätzt, daß es sich um etwa 300 000 Fami­
lien handelt. Dem entsprach auch die Steige­
rung der Kosten, die für den Familienlasten­
ausgleichsfonds damals dadurch entstanden, 
daß dort, wo eben keine Steuerermäßigung 
wirksam wurde, dann das aus den Fondsmit­
teln bezahlt wurde. 

Aber ich kann Ihnen sagen, welchen Grup­
pen das am meisten hilft. Erstens dort, wo 
sich niedriges Einkommen mit einer größeren 
Zahl von Kindern vereint, zweitens dort, wo 
das Einkommen aus bestimmten Gründen 
nicht der Besteuerung unterliegt, zum Bei­
spiel Frauen im Karenzurlaub - das Karenz­
urlaubsgeld ist nicht steuerpflichtig -, zum 
Beispiel Arbeitslose - Arbeitslosengeld ist 
nicht steuerpflichtig -, Personen, die so 
lange krank sind, daß sie nur Leistungen aus 
der Krankenversicherung beziehen, auch Per­
sonen, die in jüngeren Jahren nicht nach 
einem Arbeitsunfall invalid werden, daher 
eine sehr niedrige Pension beziehen. Zum 
Beispiel wirkt das auch in zahllosen 
Studentenehen voll, wo zwar schon Kinder da 
sind, aber kein Einkommen erzielt wird, das 
heißt, es hilft das vor allem jenen Familien, 
die zweifellos zu den sozial Schwächsten in 
diesem Land zu zählen sind. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordnete Dr. Maria Hosp: Frau Mini­
ster! Sie haben soeben die Studentenehen 
erwähnt. Nun ist es eine bekannte Tatsache, 
daß gerade in diesen Kreisen sehr oft aus 
finanziellen Gründen nicht geheiratet wird. 
Halten Sie es eigentlich für gerecht, daß ein 
Familienvater mehr Steuer bezahlt als zwei 
Ledige, die miteinander das gleiche Einkom­
men erzielen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Die Frage Studenten hat 
mit der Besteuerung von Familien nur mittel­
bar zu tun. Ich möchte Sie nicht belehren. Ich 
möchte nur sagen, daß wir im Falle einer Stu­
dentenehe, wenn beide nichts verdienen, für 
diese beiden verheIrateten Kinder - im 
Sinne des Familienlastenausgleiches sind sie 
dann Kinder - die Familienbeihilfe weiter 
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Bundesminister Elfriede Karl 

bezahlen. Da ist nicht der Fall, wenn einer der 
beiden Ehepartner verdient, denn dann trifft 
ihn ja die Unterhaltspflicht. Das zum einen. 

Zum anderen muß ich Sie darauf aufmerk­
sam machen, daß die Ehegattenbesteuerung 
im österreichischen Steuerrecht nie von den 
Kindern abhängig war. Die seinerzeitige 
Steuergruppe B hat auf Grund der bloßen Tat­
sache der Eheschließung gebührt, egal, ob 
einer oder beide Partner erwerbstätig waren, 
egal, ob Kinder vorhanden sind oder nicht. 

Auch der jetzige Alleinverdienerabsetzbe­
trag gebührt, wenn ein Ehepartner keine oder 
nur geringfügige Einkünfte erzielt, ohne 
Rücksicht darauf, ob Kinder vorhanden sind 
oder nicht. Kinder wurden immer gesondert 
berücksichtigt, seinerzeit durch eine duales 
System, eine Familienbeihilfe und eine 
Steuerermäßigung, die im Laufe der Zeit vom 
System her mehrmals geändert wurde, jetzt 
durch eine Familienbeihilfe und durch den in 
eine Barauszahlung umgewandelten Steuer­
absetzbetrag. 

Präsident: Herr Abgeordneter Hobl. 

Abgeordneter Ing. Hobl (SPÖ): Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Wenn in der 
Anfrage von Steuerunrecht gesprochen wird, 
wäre es interessant zu hören, wie gerecht das 
vom seinerzeitigen ÖVP-Finanzminister Dr. 
Schmitz eingeführte System der Kinderfrei­
beträge war. Daher möchte ich Sie fragen: 
Waren diese Kinderfreibeträge im Sinne 
einer sozialen Symmetrie gerecht? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehr­
ter Herr Abgeordneter! Der Kinderfreibetrag 
hat die Bemessungsgrundlage für die 
Besteuerung verringert und hat bei einem 
progressiven Steuertarif natürlich an absolu­
ten Steuervorteilen umso mehr gebracht, je 
mehr jemand verdiente. 

Ich kann Ihnen die Wirkungen an Zahlen­
beispielen sagen. Bei einem steuerpflichtigen 
Einkommen von 4000 S im Jahre 1968 betrug 
die Steuerersparnis, und zwar laut Familien­
bericht 1969, durch diese Reform 201 S, bei 
einem steuerpflichtigen Einkommen von 
20000 S bei einem Kind 761 S im Monat. Bei 
einem steuerpflichtigen Einkommen von 
4 000 S betrug die Steuerersparnis bei einem 
Kind 201 S, bei drei Kindern pro Kind 55,66 S. 
Bei 20000 S war die Relation etwas besser, 
die Steuerersparnis betrug bei einem Kind 
761 S, bei drei Kindern pro Kind 430,66 S. Das 

läßt sich aus den seinerzeitigen Lohnsteuerta­
bellen und, wie gesagt, auch aus dem Fami­
lienbericht der Bundesregierung 1969 able­
sen. 

Präsident: Herr Abgeordneter Leitner. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner (ÖVP): 
Frau Bundesminister! Es ist eine Tatsache, 
daß die Familie in der Lohnsteuertabelle 
nicht mehr berücksichtigt ist, gleichgültig, ob 
der Steuerzahler ledig ist, ob er Teil eines 
doppelverdienenden Ehepaares ist oder ob er 
Alleinverdiener mit Familie ist. 

Es gibt verschiedene Möglichkeiten, um das 
Steuerunrecht zu beseitigen: Anhebung eines 
Alleinverdienerabsetzbetrages, Einführung 
eines spürbaren Kinderabsetzbetrages, so wie 
das die ÖVP jetzt im Steuerpapier vorschlägt, 
oder Steuerbefreiungen eines gewichtigen 
Existenzminimums pro Familienmitglied. Es 
ist eine Tatsache, Frau Minister, daß die 
Familie vieles besser und billiger kann als 
öffentliche Einrichtungen, aber ohne' Geld 
kann sie es auch nicht. Daher ist meine 
Frage, Frau Minister: In welcher Form wollen 
Sie das Steuerunrecht beseitigen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Dr. Leitner! Ich habe zuerst schon 
darauf hingewiesen, daß die Ehegattenbe­
steuerung mit dem Vorhandensein von Kin­
dern im österreichischen Steuerrecht nie 
etwas zu tun hatte. Seinerzeit, als es noch die 
Steuergruppen A, Bund C gab, auch nicht mit 
der Frage, ob beide berufstätig waren oder 
nur ein Ehepartner berufstätig war. Die 
Steuergruppe B hatte auch ein beiderseits 
erwerbstätiges Ehepaar. Die Tatsache, daß 
ein Ehepartner nicht erwerbstätig ist, wird 
erst, seit es einen Alleinverdienerfreibetrag 
oder dann -absetzbetrag gibt, berücksichtigt, 
allerdings wieder unabhängig vom Vorhan­
densein von Kindern. 

Ich darf Ihnen dazu sagen, daß ich persön­
lich für die Familie, für die Förderung und die 
Unterstützung der Familie die direkte Geldlei­
stung oder auch Sachleistung - auch eine 
solche kennen wir - bevorzuge, weil nur sie 
auch dem sozial Schwachen voll hilft. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß die Ausgaben aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds allein -
Familienförderung erfolgt in anderen Zusam­
menhängen auch noch - in diesem Jahr 
35,6 Milliarden Schilling betragen. Ich glaube 
daher, daß die Auffassung, daß für die Fami­
lien kein Geld vorhanden wäre, nicht ganz 
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Bundesminister Elfriede Karl 

den Gegebenheiten entspricht. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 2: Herr 
Abgeordneter Leitner (ÖVP) an die Frau Bun­
desminister. 

315/M 

Wieviel wurde aus Familiengeldern von soziali­
stischen Regierungen zweckwidrig verwendet? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Leitner! Die Verwendung der Mittel 
des Familienlastenausgleichs ist gesetzlich 
geregelt, die Verwendung erfolgt genau den 
Gesetzen entsprechend. Es kann daher keine 
zweckwidrige Verwendung vorliegen. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Frau 
Minister! Sie sagen, daß es keine gesetzwid­
rige Verwendung geben kann. Natürlich hat 
das Hohe Haus Gesetze beschlossen, aber es 
wurden die Dienstgeberbeiträge um ein Vier­
tel eingekürzt, das sind allein im heurigen 
Jahr etwa 7 Milliarden Schilling. Durch 
andere Umschichtungen zu Lasten des Fami­
lienlastenausgleichsfonds fehlen etwa 3,3 Mil­
liarden Schilling. Zusammen, Frau Minister, 
sind das 10 Milliarden! 

Vorhin haben Sie gesagt, Sie wollen mit 
Direktleistungen der Familie helfen. Ich frage 
Sie also, Frau Minister: Wie wollen Sie in 
Zukunft die 10 Milliarden Schilling - das 
sind 5 000 S pro Kind und Jahr - der Familie 
wieder zukommen lassen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Dr. Leitner! Wir haben schon sehr 
oft über Kürzung der Dienstgeberbeiträge 
und finanzielle Umschichtungen im Hinblick 
auf den Familienlastenausgleich in diesem 
Haus diskutiert. 

Ich darf nur noch einmal darauf hinweisen, 
daß diese Maßnahmen seinerzeit auch dazu 
dienten, den Budgetspielraum für Arbeits­
marktpolitik wieder zu vergrößern. 

Das ist erstens einmal wichtig im Interesse 
derösterreichischen Familien, denn die Exi­
stenzsicherung erfolgt über die Möglichkeit, 
Arbeit zu haben und Einkommen zu erzielen. 
Auch wenn wir Schwierigkeiten haben, 
glaube ich, ist es für die österreichischen 

Familien sehr wertvoll, daß die Situation 
wesentlich besser ist in diesem Punkt als in 
vielen anderen vergleichbaren Staaten. 

Zum zweiten darf ich Sie darauf aufmerk­
sam machen, daß auch die finanzielle Situa­
tion des Familienlastenausgleichs wirt­
schaftsabhängig ist und auch von diesem 
Standpunkt her ein guter Arbeitsmarkt eine 
wesentliche Voraussetzung für die Möglich­
keit, Familienleistungen zu finanzieren, ist. 

Im übrigen stehen die für die Familienför­
derung notwendigen Mittel einerseits aus der 
laufenden Gebarung und anderseits aus der 
Reserve zur Verfügung. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Leitner: Frau 
Minister! Sie haben jetzt gesagt, daß kein 
Mißbrauch mit dem Familiengeld geschehen 
ist, weil man es für die Arbeitsplatzsicherung 
verwendet hat. 

Es hat allein die Bundesbahn in den letzten 
drei Jahren aus dem Familiengeld 940 Millio­
nen Schilling zusätzlich zu den Schülerfrei­
fahrtenbeträgen erhalten. Das ist nur ein Bei­
spiel. Ich weiß nicht, ob man damit Arbeits­
plätze sichern konnte. 

Es ist im heurigen Jahr, Frau Minister, der 
Betrag Abgeltung für Ansätze bei der Ein­
kommensteuer um 3,3 Milliarden Schilling im 
Fonds aufgestockt worden. Es hat aber davon 
die Familie selber keinen Schilling bekom­
men. Es wurde nur zum Löcherstopfen ver­
wendet. 

Ich frage Sie jetzt, Frau Minister: In wel­
cher Form wollen Sie wenigstens diese Mittel 
wieder der Familie zukommen lassen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Leitner! Die Österreichischen Bun­
desbahnen haben ein wesentlich größeres 
Ausmaß an Fahrpreisermäßigung im Rahmen 
der Schulfreifahrt und für die Schüler als 
andere Verkehrsunternehmen. 

Was den Österreichischen Bundesbahnen 
vorübergehend abgegolten worden ist, das ist 
die Differenz zwischen diesem großen Aus­
maß an Fahrpreisermäßigung und dem, was 
andere Verkehrsunternehmen für die Schul­
freifahrt bekommen, nämlich 50 Prozent des 
Regeltarifes. 
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Bundesminister EHriede Karl 

Jetzt wird diese Differenz wieder aus dem 
allgemeinen Budget getragen. Das zum 
ersten. 

Zum zweiten: Die Aufstockung der Über­
weisungen aus dem Einkommensteuerauf­
kommen an Stelle der früheren Kinderabsetz­
beträge dient dazu, die Finanzierungsbasis 
des Familienlastenausgleichsfonds zu verbes­
sern. 

Im übrigen darf ich Sie darauf aufmerksam 
machen, daß es sehr wohl heuer auch aus 
dem Familienlastenausgleichsfonds eine 
zusätzliche Leistung gegeben hat, nämlich 
eine einmalige Beihilfe von 1 000 S ab dem 
dritten Kind pro Kind. 

Präsident: Weitere Wortmeldung: Abgeord­
neter Ortner. 

Abgeordneter Mag. Ortner (FPÖ): Sehr 
geehrte Frau Minister! Der Vorwurf der 
zweckwidrigen Verwendung von Geldern ist 
ein sehr schwerwiegender. Es zeigt meines 
Erachtens das eigenartige Verständnis der 
ÖVP, daß man meint, Leistungen zum Bei­
spiel für das Unterhaltsvorschußgesetz, Lei­
stungen für Schülerfreifahrten, für Schulbü­
cher als zweckwidrige Verwendung darstellen 
zu müssen! 

Ich meine, eine zweckwidrige Verwendung 
liegt dann vor, wenn man zweckgebundene 
Gelder einfach dem allgemeinen Budget 
zuführen würde, ohne daß wir hier wieder 
Leistungen für die Familie erbringen können. 

Es hat nun eine Zeit gegeben - es war vor 
14 Jahren -, in der die Österreichische Volks­
partei die Alleinverantwortung getragen hat. 
Es ist eine sehr lange Zeit schon dazwischen 
verstrichen, viele können sich daran ja gar 
nicht mehr erinnern. 

Ich möchte Sie nunmehr fragen, ob es viel­
leicht in der Zeit der Alleinregierung der 
Österreichischen Volkspartei der Fall war, 
daß Mittel des Familienlastenausgleichfonds 
ohne Zweckwidmung einfach dem Budget 
zugeführt wurden. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Mag. Ortner! Der Reservefonds zum 
Familienlastenausgleichsfonds wurde 1967' 
geschaffen, allerdings wurde damals gleich­
zeitig die rechtliche Möglichkeit geschaffen, 
Gebarungsüberschüsse des Fonds als unver­
zinsliche Forderungen gutzuschreiben. Diese 

rechtliche Möglichkeit bestand in den Jahren 
1968/69/70; das wurde aber dann nicht mehr 
ver längert. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Traxler. 

Abgeordnete Gabrielle Traxler (SPÖ): Frau 
Minister! Es wird die österreichischen Fami­
lien sicher interessieren, welche Verbesserun­
gen für die Familien seit 1970 erfolgt sind, die 
der Bund geleistet hat. 

Sie haben gestern dem Herrn Abgeordne­
ten Nedwed aufgezeigt, in welchem Verhält­
nis diese Leistungsverbesserungen zu den 
Preissteigerungen gestanden sind. 

Mich würde interessieren: Wie schaut das 
im Verhältnis zur allgemeinen Einkommens­
entwicklung aus? Haben sich die Leistungen 
für die Familien gegenüber der allgemeinen 
Einkommensentwicklung seit 1970 stärker 
oder schwächer entwickelt? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Kar}: Frau Abge­
ordnete Traxler! Diese Frage ist nicht ganz 
leicht beantwortbar (Ruf bei der ÖVP: Das ist 
alles sehr kompliziert!), ganz einfach deswe­
gen, weil es sehr unterschiedliche Erfassun­
gen der Einkommen gibt. Wenn man das Pro­
Kopf-Einkommen je Arbeitnehmer, daß das 
Institut für Wirtschaftsforschung in seinen 
Monatsberichten im Tabellenteil ausweist, 
nimmt, dann ergibt sich von 1970 bis 1983 eine 
Steigerung von 185 Prozent. 

Die Ausgaben des Familienlastenaus­
gleichsfonds ohne Wochengeld und 
Karenzurlaub - sind im selben Zeitraum um 
190 Prozent gestiegen, das heißt, generell ist 
diese Entwicklung annähernd im gleichen 
Maße erfolgt. Das zeigt, daß die Überschüsse, 
aus denen in den siebziger Jahren Reserven 
gebildet werden konnten, vor allem durch die 
außerordentlich günstige Beschäftigungs­
situation entstanden sind. 

Allerdings muß man auch sagen, daß die 
Entwicklung nicht für alle Familien gleich 
war, weil wir Schwerpunkte gesetzt haben, 
zum Beispiel in Hinblick auf die Kleinkind­
zeit, auf die Schulzeit, aber auch nach sozia­
len Gesichtspunkten, im Hinblick auf allein­
stehende Mütter, im Hinblick auf Familien 
mit behinderten Kindern und so weiter. 

Präsident: Weitere Frage, Frau Abgeord­
nete Hubinek. 
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Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Frau Minister! Ich möchte auf die mehr als 
900 Millionen Schilling Ersatz an die Bundes­
bahn zurückkommen. Drei Jahre hindurch 
wurde neben der Abgeltung des Fahrpreises 
jährlich den Bundesbahnen eine Subvention 
der Familien von 300 Millionen Schilling gege­
ben. Sie sagen: Es war gerechtfertigt, 1984 
war es aber dann nicht mehr gerechtfertigt. 
Das läßt also den Verdacht aufkommen, daß 
das eine stille Subvention an die Bundesbah­
nen war. 

Meine Frage: Warum ist 1984 etwas nicht 
mehr gerechtfertigt, was Sie vorher drei 
Jahre lang mit Vehemenz verteidigt haben? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich darf bitte noch einmal 
feststellen, daß die Vergütung von Fahrprei­
sen für die Schülerfreifahrt keine Subvention 
darstellt. Und ich darf nochmals feststellen, 
daß die Schülerermäßigungen, die die ÖBB 
gewähren, wesentlich größer sind als die, die 
andere Verkehrsunternehmen gewähren. Wir 
verlangen generell, daß der Schülertarif nicht 
höher sein darf als fünfzig Prozent des Regel­
tarifs, also eine 50prozentige Ermäßigung, die 
der ÖBB ist aber größer. 

Die Differenz ist vorübergehend den ÖBB 
abgegolten worden. Sie wurde vorher im Rah­
men der Abgangsdeckung aus dem Budget 
getragen, und sie wird jetzt aus dem Budget 
selbst getragen. Die Änderung erfolgte, um 
die Finanzierungsgrundlage des Familienla­
stenausgleichsfonds zu verbessern. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 3: Herr 
Abgeordneter Vetter (ÖVP) an die Frau Mini­
ster. 

316/M 

Wie werden Sie den Familienlastenausgleichs­
fonds sanieren? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Vetter! Die Finanzierungsbasis des 
Familienlastenausgleichsfonds ist 1984 um 
3,3 Milliarden verbessert worden. Die Geba­
rung verbessert sich außerdem auf Grund der 
Wirtschaftsentwicklung, sodaß die Finanzie­
rung des Familienlastenausgleichsfonds gesi­
chert ist. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Vetter: Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Ihre Argumentation, warum 
Sie Milliardenbeträge, die den Familien zuste­
hen, nicht auszahlen, müssen die Familien 
unseres Landes als provokant empfinden. 

Sie haben heute wiederum das System der 
Freibeträge als ungerecht bezeichnet. 

Wenn ich als Vergleich hernehme, daß Sie 
sich weigern, diese Milliardenbeträge - als 
Erstattung für diese damaligen Freibeträge 
oder für die nicht zu zahlende Lohnsteuer -
auszuzahlen, so ist für mich die Ungerechtig­
keit doppelt so groß. Diese 3,3 Milliarden, die 
Sie eben erwähnt haben, kommen ja nicht 
den Familien zugute, sie sind eine reine Liqui­
ditätsgestaltung des Fonds - für einen 
ruinierten Fonds. 

Ich möchte an Sie die Frage stellen: Wann 
wollen Sie diese Beträge, die den Familien 
zustehen, die Sie früher nicht an Steuern zah­
len zu brauchten, zur Auszahlung bringen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Vetter! Bei der Umstellung auf die 
Direktleistung wurde eine Abgeltung von 
7,2 Milliarden, die der Finanzminister zu 
überweisen hat, festgelegt, dies entsprach 
dem Wert der Kinderabsetzbeträge, den 
Kosten der Kinderabsetzbeträge. Dieser 
Betrag wurde im letzten Jahr erhöht und das, 
was der Familienlastenausgleichsfonds ein­
nimmt, wird im Augenblick zur Gänze ausge­
geben. Dies bedeutet, diese 3,3 Milliarden 
werden an die Familien ausbezahlt. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Vetter: Werte Frau Bundes­
minister! Es gibt eine Empfehlung des Fami­
lienpolitischen Beirates auf Angleichung oder 
Erhöhung der Auszahlungen. Auf der anderen 
Seite sind die Reserven - entgegen Ihrer vor­
hin gesagten Meinung - im Jahre 1984 
sicherlich aufgebraucht. Ich kann mir nicht 
vorstellen, daß am Ende des Jahres noch 1 S 
Reserve vorhanden ist. Wie stellen Sie sich 
die Finanzierung des Familienlastenaus­
gleichsfonds für 1985 vor? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Vetter! Voraussichtlich wird die 
Reserve heuer nicht aufgebraucht werden. Es 
ist nur zu früh, im Juni endgültige Prognosen 
für den Ablauf des Jahres zu stellen. 
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Bundesminister EHriede Kar! 

Außerdem darf ich noch einmal auf die gün­
stigere Gebarungsentwicklung, bedingt durch 
die günstigere Wirtschaftsentwicklung, ver­
weisen. 

Zum dritten darf ich darauf verweisen, daß 
das Familienlastenausgleichsgesetz eine 
Bestimmung enthält, nach der, wenn die Lei­
stungen aus der laufenden Gebarung nicht 
gedeckt werden können, sie aus dem Budget 
zu decken sind. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Ortner. 

Abgeordneter Mag. Ortner (FPÖ): Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Wir haben uns 
im Verlauf der gestrigen Debatte über die 
Frage der Wirtschaftsentwicklung Öster­
reichs unterhalten. Sie haben auch heute wie­
der ausgeführt, daß 1984 die Finanzierung des 
Familienlastenausgleichsfonds gesichert ist. 
Können Sie uns konkrete Zahlen nennen, wie 
sich die Budgetentwicklung, die Wirtschafts­
entwicklung, auf die Gebarung 1984 auswirkt? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter! Ich darf bitte noch einmal betonen, 
daß Zahlen, die man jetzt nennt, mit Vorsicht 
zu interpretieren sind, weil das Jahr ja noch 
nicht vorbei ist. Ich kann Ihnen aber sagen, 
daß ein Abgang von 1,8 Milliarden im Bundes­
voranschlag präliminiert ist und daß sich die­
ser Abgang voraussichtlich auf etwa 850 Mil­
lionen reduzieren wird. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Hubinek. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek (ÖVP): 
Frau Bundesminister! Sie haben seinerzeit 
dem zugestimmt, daß 25 Prozent der Einnnah­
men des Fonds umgeleitet werden. Sie müs­
sen ja auch Überlegungen angestellt haben, 
wie es mit der Abgeltung der Inflationsraten 
an die Familien, die drei Jahre bitte unterblie­
ben sind, weitergeht. Welche Vorstellungen 
haben Sie nun, um wenigstens im nächsten 
Jahr den Familien die Inflationsraten abzu­
gelten und eine bescheidene Erhöhung der 
Familienbeihilfen ins Auge zu fassen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich habe Ihnen gestern 
bereits auf eine derartige Frage geantwortet, 
daß ich eine Verbesserung entweder für alle, 
möglichst für alle, oder aber für einen größe-

ren Kreis von Familien als heuer anstrebe 
und daß ich mit dieser Vorstellung in die Bud­
getverhandlungen gehe, daß ich aber vor 
Abschluß der Budgetverhandlungen keine 
konkreten Aussagen machen kann. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Frau 
Abgeordnete Adelheid Praher (SPÖ) an die 
Frau Bundesminister. 

322/M 

Welche Vorstellungen bestehen in Ihrem Mini­
sterium, um die Gewalt in der Familie einzudäm­
men? 

Präsident: Bitte, Frau Bundesminister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Gewalt in der Familie hat 
ihre Ursache in sehr vielen oder in den mei­
sten Fällen in Familienkonflikten, sichtbaren 
oder auch nicht so sehr sichtbaren. Daher 
scheint mir am wichtigsten, Familienhilfe im 
Umgang mit Konflikten und zur Lösung von 
Konflikten zu bieten. 

Wir fördern seit 1974 Familien- und Part­
nerberatungsstellen, die auch bei Partner­
schaftsproblemen beraten. Es gibt derzeit 
183 Stellen mit 130 000 Beratungsfällen, von 
denen etwa die Hälfte, sehr grob gesagt jetzt, 
auf Partnerschaftsprobleme entfällt. 

Da Beratung aber nicht ausreicht, werde 
ich mich darum bemühen, dieses System teil­
weise in Richtung Therapie auszubauen, 
allerdings nicht seitens des Bundes allein, 
sondern nur gemeinsam mit den Ländern und 
privaten Trägern von Beratungsstellen. 

Darüber hinaus kommen meiner Meinung 
nach aber auch Maßnahmen der Information 
der Aufklärung, der Bewußtseinsbildung, als~ 
der Öffentlichkeitsarbeit, sehr große Bedeu­
tung zu. Ich habe seinerzeit als Staatssekre­
tär schon solche Initiativen gesetzt und ich 
werde auch die Arbeit in diesem Bereich fort­
setzen. 

Es hat Anfang Juni eine Enquete zu diesem 
Thema gegeben, sie hat sich vor allem mit 
Gewalt in der Erziehung beschäftigt. Die 
Enquete muß jetzt ausgewertet werden, und 
es wird aufbauend auf dieser Enquete weiter­
gearbeitet werden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Adelheid Praher: Frau Mini­
ster! Sie haben jetzt auf die Enquete hinge­
wiesen. Dieser Teilbereich Gewalt am Kind 
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Adelheid Praher 

ist ja ein besonders erschreckendes Phäno­
men im Bereich der Gewalt in der Familie, 
und es war daher sicher sehr wichtig, daß Ihr 
Ministerium diese Enquete durchgeführt hat, 
um dieses Problem zu durchleuchten, aber 
vor allem auch praktikable Maßnahmen zu 
erarbeiten. 

Ich frage Sie nun, welches die wichtigsten 
Ergebnisse dieser Enquete waren und ob Sie 
bereit sind, diese dem Nationalrat zur Verfü­
gung zu stellen. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Frau Abge­
ordnete Praher! Die Enquete hat in sechs 
Arbeitskreisen getagt. 

Die Berichte der Arbeitskreisleiter liegen 
vor, und die kann ich gerne den Klubs zur 
Verfügung stellen. 

Die gesamte Diskussion ist noch nicht aus­
gewertet - sie war sehr umfangreich -, und 
das wird dann auch längere Zeit erfordern. 

Die wesentlichsten Ergebnisse waren einer­
seits die Auffassung, daß Informationsaufklä­
rung, Bewußtseinsbildung in Erziehungsfra­
gen fortgesetzt werden muß, daß Verbesse­
rungen im Bereiche der Elternbildung, der 
Elternschule notwendig sind, waren ebenso 
Überlegungen, wie in Bildungs- und Ausbil­
dungsgängen der Umgang mit Konflikten 
gelehrt werden kann, vor allem aber auch im 
Hinblick auf die Ausbildung in jenen Berufen, 
die auch mit Erziehungsproblemen zu tun 
haben - zum Beispiel Lehrer, zum Beispiel 
Ärzte, die in ihrer Praxis sehr oft mit solchen 
Fragen konfrontiert werden -, Förderung 
der Selbst- beziehungsweise N achbarschafts­
hilfe, das Ansprechen der Zivilcourage - also 
nicht wegschauen, sondern etwas tun -, der 
Ausbau der institutionellen Hilfe, eine bes­
sere Übersicht über das vorhandene Angebot, 
und in einem Arbeitskreis, der sich mit 
Rechtsfragen befaßt hat, war auch eine Mehr­
heit dafür, daß es eine Äußerung des Gesetz­
gebers geben sollte, daß Gewalt kein geeigne­
tes Erziehungsmittel ist. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 

Abgeordnete Adelheid Praher: Sehr geehrte 
Frau Bundesminister! Diese Frage der mögli­
chen Einführung eines Züchtigungsverbotes 
wurde ja nicht nur bei der Enquete, sondern 
wird auch in der Öffentlichkeit sehr stark dis­
kutiert. Viele Teilnehmer der Enquete waren 
der Meinung, daß das Signalwirkung haben 

könnte und auch zu einer Änderung des 
Bewußtseins in der Öffentlichkeit beitragen 
könnte. 

Wie stehen Sie selber dazu? (Abg. S te i n -
bau er: Da muß man den Diner fragen! Da 
müßte man den Justizminister fragen!) 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Frau Abge­
ordnete! Ich möchte zunächst einmal klarstel­
len, damit keine Mißverständnisse auftreten: 
Es geht nicht um eine Regelung im Straf­
recht, also nicht um ein strafrechtliches Ver­
bot mit folgender Sanktion, sondern es geht 
in der Diskussion um einen allfälligen Hin­
weis im ABGB im Kindschaftsrecht, daß kör­
perliche Züchtigung kein Erziehungsmittel 
sein soll. 

Ich persönlich bin der Meinung, daß das 
bewußtseinsbildend wirken könnte, daß man 
die Diskussion darüber weiterführen muß. Ich 
bin aber auch der Auffassung, daß minde­
stens ebenso wichtig alle anderen Maßnah­
men sind, die ich zuerst genannt habe. 

Ich habe die Absicht, im Entwurf für die 
Neuregelung des Jugendwohlfahrtsrechts im 
grundsatzgesetzlichen Teil, der unter ande­
rem auch soziale bienste regelt, die im 
Bereich der Jugendwohlfahrt der Familie zur 
Verfügung gestellt werden sollen - dazu 
gehören auch Beratungsdienste und ähnli­
ches -, einen Hinweis darauf aufzunehmen, 
daß auch die Länder, die das Jugendwohl­
fahrtsrecht in diesem Teil dann ja zu vollzie­
hen haben, gerade in diesen sozialen Dien­
sten, in dieser Beratungsarbeit dafür werben 
sollen und bewußtseinsbildend wirken sollen, 
daß Gewalt kein Erziehungsmittel ist. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Türtscher. 

Abgeordneter Türtscher (ÖVP): Frau Bun­
desminister! Wir sind der Überzeugung, daß 
die Kinder in keiner Institution mit so viel 
Liebe und Geborgenheit aufwachsen können 
wie in einer funktionierenden Familie und 
daß Gewalt eigentlich dort beginnt, wo der 
Zerfall der Familie beginnt, daß das miteinan­
der läuft. 

Aber meine Frage ist: Warum haben Sie bis 
jetzt nichts getan, die Dunkelziffer an Kindes­
mißhandlungen aufzuklären? 

Präsident: Frau Minister. 
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Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter! Dunkelziffern haben es an sich, daß 
sie eben geheim sind und daß man sie nicht 
erheben kann, daß sie sich auf Vorgänge 
beziehen, die nicht ans Licht der Öffentlich­
keit kommen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.j 

Ich darf aber darauf hinweisen, daß es 
bereits im Jahr 1977, damals initiiert von der 
Frau Bundesminister Dr. Leodolter, eine sehr 
ausführliche Studie zum Thema Züchtigungs­
verhalten der Österreicher gegeben hat, die 
die Grundlage für die österreichische Litera­
tur, die es in diesem Bereich gibt, bildet. 

Ich habe als Vorbereitung für die Enquete 
Anfang Juni eine neuerliche Studie im Sinne 
einer Umfrage durchführen lassen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Kabas. 

Abgeordneter Mag. Kabas (FPÖ): Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Dieser Pro­
blemkreis Gewalt in der Familie wird wohl in 
Zukunft nur dann tatsächlich wirkungsvoll 
bekämpft werden können, wenn man eine 
Bewußtseins bildung in der Bevölkerung her­
beiführt. In dem Zusammenhang haben Sie, 
wenn ich mich richtig erinnere, bei der 
Enquete von einer neuen Umfrage über das 
Erziehungsverhalten der Österreicher berich­
tet. 

Ich möchte Sie fragen: Was sind die wesent­
lichen Ergebnisse dieser Umfrage? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehr-. 
ter Herr Abgeordneter! Diese Umfrage bein-· 
haltet vor allem einen Vergleich mit dem Jahr 
1977. Dies deswegen, weil eben damals eine 
erste umfassende Studie zu diesem Thema, 
seinerzeit auf Initiative der Frau Minister 
Leodolter, gemacht wurde. 

Es zeigt sich doch insgesamt eine leichte 
Bewußtseinsveränderung. (Abg. S te i n -
bau er: Beim Diner nicht!) Das heißt, State­
ments, die die körperliche Züchtigung beja­
hen und die einen sehr strengen, auf bloße 
Anordnung, also auf Gebote und Verbote ohne 
Erklärung, orientierten Erziehungsstil beja­
hen und die Watschen oder die Dachtl baga­
tellisieren, werden nicht mehr in dem Maß 
absolut abgegeben, wie das 1977 der Fall war. 
Allerdings ist die Zahl der absoluten Ablehner 
nicht im gleichen Maß gewachsen, sondern 
die Zahl der eher Unsicheren, derer, die also 

offensichtlich über Erziehungsstile nachzu­
denken beginnen. 

Es ist allerdings auf der anderen Seite so, 
daß eine Frage nach aktuellem Erziehungs­
verhalten ergibt, daß fast 60 Prozent der 
Befragten, die Kinder haben, angeben, daß 
ihre Kinder wissen, daß sie Schläge erhalten, 
wenn sie etwas anstellen; das gilt auch bei 
Eltern von Kindern unter drei Jahren. 

Präsident: Weitere Frage: Abgeordneter 
Rieder. 

Abgeordneter Dr. Rieder (SPÖ): Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Gerade das von 
Ihnen geschilderte Ergebnis der Meinungs­
umfrage zeigt doch, wie wichtig weitere Maß­
nahmen sind, um diesen Bewußtseinsverän­
derungsprozeß fortzuführen. Doch glaube ich, 
daß für die Alltagspraxis zumindest ebenso 
wichtig ist die Frage im Sinne des allgemei­
nen Grundsatzes, daß eben Helfen und Bera­
ten oft wichtiger sind als Sanktionen im nach­
hinein, was an Problemen in diesen Familien­
und Partnerschaftsberatungsstellen gelöst 
werden kann. 

Ich darf daher an Sie, Frau Bundesmini­
ster, die Frage richten: Welche Probleme der 
Erziehungsarbeit werden an diese Beratungs­
stellen herangetragen? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Dr. Rieder! Von zirka 130000 Bera­
tungsfällen im Jahr beziehen sich etwa 
25 000 Fälle auf Erziehungsfragen bezie­
hungsweise kommen die Menschen in diesem 
Ausmaß mit Erziehungsfragen vordergründig 
hin. In aller Regel stellt sich aber heraus, daß 
damit andere Familien- und Partnerprobleme 
im Zusammenhang stehen. Das heißt, es geht 
in aller Regel nicht nur darum, im Hinblick 
auf das Verhalten des Kindes zu beraten, son­
dern auch im Hinblick auf die Situation in der 
gesamten Familie. 

Auf der anderen Seite wird aber auch deut­
lich, daß Gewalt in der Erziehung ihre Ursa­
che sehr oft in Partnerkonflikten hat. Das 
heißt, der Konflikt zwischen den Ehepartnern 
wird dann am Kind abreagiert. Die Beratung 
ist daher auch in diesem Zusammenhang -
das ist nicht extra statistisch erfaßt - von 
Bedeutung. Wie gesagt, mein Bestreben geht 
dahin, auch qualitativ über eine bloße Bera­
tung hinauszukommen. 

Der Ordnung halber muß ich noch anfügen, 
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Bundesminister Elfriede Karl 

daß es in den meisten Ländern darüber hin­
aus Einrichtungen der reinen Erziehungs­
beratung, zum Teil von Ländern, zum Teil von 
Privaten getragen, gibt. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 5: Frau 
Abgeordnete Zipser (SPÖ) an die Frau Mini­
ster. 

323/M 

Welches sind die Zielsetzungen der von Ihnen 
eingesetzten Arbeitsgemeinschaft für Sexualer­
ziehung, Familienplanung und Schwangerenbe­
treuung? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Alle bisher vorliegenden 
Untersuchungen zum Thema Schwanger­
schaftsabbruch zeigen, daß der entscheidende 
Ansatzpunkt zur Verringerung der Zahl von 
Schwangerschaftsabbrüchen die Vermeidung 
der ungewollten Schwangerschaft ist. Die 
Arbeitsgemeinschaft ist daher vor allem mit 
dem Ziel eingesetzt worden, über die Maßnah­
men, die es schon gibt, wie zum Beispiel die 
Familien- und Partnerberatung, die sich ja in 
rund der Hälfte der Fälle mit der Beratung 
zur Empfängnisregelung oder mit der Bera­
tung schwangerer Frauen in Konfliktsituatio­
nen auseinanderzusetzen hat, und über die 
Informationen, die vom Familienministerium 
zum Thema Empfängnisregelung angeboten 
werden, hinaus Vorschläge zu erarbeiten, was 
zur weiteren Besserung der Situation gesche­
hen kann. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordnete Ella Zipser: Sehr geehrte Frau 
Minister! Wir haben nun über die Zielvorstel­
lungen dieser Arbeitsgemeinschaft gehört. 
Ich möchte Sie gerne fragen, wann die ersten 
Ergebnisse dieser Arbeitsgemeinschaft zu 
erwarten sind. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Frau Abge­
ordnete Zipser! Die Arbeitsgemeinschaft hat 
bereits getagt. Schwerpunkt der ersten Sit­
zung waren Fragen der Sexualerziehung, weil 
die Erfahrung zeigt, daß es nicht genügt, Wis­
sen über Empfängnisregelung zu verbreiten. 
Es ist an sich so, daß die Frage, ob man eine 
ungewollte Schwangerschaft vermeiden 
kann, in der Bevölkerung von hohen Prozent­
sätzen bejaht wird, daß es aber offensichtlich 
auch Barrieren zwischen Wissen und Tun 
gibt. Im Hinblick darauf, daß es hier offen-

sichtlich darum geht, die Verantwortung in 
diesem Bereich zu stärken, ist die Sexualer­
ziehung zweifellos ein entscheidender Ansatz­
punkt. 

Der Arbeitskreis ist daher zu der Auffas­
sung gekommen, daß es vor allem darum 
geht, die Sexualerziehung in der Schule zu 
verbessern beziehungsweise Hindernisse, die 
dem entgegenstehen, auszuräumen, daß es 
vor allem darum geht, Lehrern mehr Hilfe 
anzubieten, und zwar einerseits in Form von 
Lehrbehelfen, andererseits im Hinblick auf 
die Ausbildung. Das gilt vor allem für die 
AHS-Lehrer, denn bei den Absolventen der 
Pädagogischen Akademie steht das ja im 
Lehrplan. In der Lehrerfortbildung geht es 
darum, wie man die Kooperation mit den 
Eltern verbessern kann, um zu vermeiden, 
daß der Lehrer von außen unter Druck gesetzt 
wird. Es geht auch darum, Hilfen für die 
Eltern anzubieten, die ja in erster Linie in die­
sem Bereich erziehen sollten. 

Ein weiterer Problemkreis war die Verbes­
serung der Information der Ärzte, und zwar 
einerseits im Rahmen der Fortbildung in 
Zusammenarbeit mit der Ärztekammer, ande­
rerseits aber auch durch schriftliche Informa­
tionen. Ich habe zum Beispiel die Broschüre 
"Glückliche Paare - Wunschkinder" mit 
gutem Erfolg Gynäkologen und geburtshilfli­
ehen Abteilungen angeboten. Ich habe die 
Absicht, diese Aktion auf die praktischen 
Ärzte auszuweiten. (Abg. S te i n bau er: 
Kann irgendwer auf kurze Antworten drän­
gen?! - Zwischenruf der Abg. Dr. Marga 
Hu bin ek.) 

Frau Dr. Hubinek! Ich bitte um Entschuldi­
gung, aber ich bin nach Ergebnissen der 
Tagung dieses Arbeitskreises gefragt worden, 
und ich tue hier nichts anderes, als diese 
Ergebnisse darzustellen. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ. - Abg. Dr. K ö ni g: Das ist ein Miß­
brauch der Fragestunde!) 

Ebenso besteht die Absicht, die Hebammen 
in dieses Informationsnetz einzubeziehen. 
Mit dem Boltzmann-Institut für Schwange­
renbetreuung und Geburtenregelung ist ver­
einbart, nach einer ersten Untersuchung über 
Motive des Schwangerschaftsabbruchs bei 
Frauen, die eine erste Schwangerschaft 
abbrechen, eine zweite Untersuchung zu 
machen über Motive des Schwangerschafts­
abbruchs bei Frauen, die schon Kinder haben 
und dann eine Schwangerschaft abbrechen. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage. 
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Abgeordnete Ella Zipser: Frau Minister! Es 
gibt in Österreich rund 180 Familienbera­
tungsstellen, die auch über Familienplanung 
aufklären. Ich möchte Sie nun fragen, ob Sie 
die Absicht haben, solche Familienberatungs­
stellen eventuell zu vermehren oder zumin­
dest ihre Publizität zu erhöhen. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Frau Abge­
ordnete! Die Zahl der Familienberatungsstel­
len hängt nicht von mir ab. Die Initiative, 
Beratungsstellen zu gründen, muß von den 
möglichen Trägern ausgehen. Wenn ich für 
Familienplanung, für Empfängnisregelung 
werbe - und das tue ich immer wieder -, 
werbe ich gleichzeitig auch für die Familien­
beratungsstellen. Dazu darf ich sagen, daß 
viele Träger auch eigene Werbeaktionen 
durchführen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Stummvoll. 

Abgeordneter Dr. Stummvoll (ÖVP): Frau 
Minister! Ich möchte die Gründung dieser 
Arbeitsgemeinschaft durchaus begrüßen. Ich 
glaube, es ist jede Initiative zu begrüßen, die 
versucht, die Zahl der Abtreibungen in Öster­
reich zu senken. Auf der anderen Seite haben 
wir jetzt zehn Jahre die Fristenregelung, und 
selbst prominente sozialistische Ärzte und 
Befürworter der Fristenlösung sagen, daß die 
Zahl der Abtreibungen in Österreich mit rund 
90 000 pro Jahr viel zu hoch ist. 

Ich möchte daher ganz konkret fragen, 
Frau Minister, und zwar über die Zielsetzun­
gen hinaus, die Sie hier sehr allgemein formu­
liert haben: Haben Sie dieser Arbeitsgemein­
schaft konkrete Aufträge gegeben, bis wann 
Entscheidungsgrundlagen für konkrete Maß­
nahmen zur Senkung der Zahl der Abtreibun­
gen vorzulegen sind? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter! Ich darf daran erinnern, daß seit 
1974 eine ganze Reihe von Maßnahmen, die es 
Frauen erleichtern, ein Kind zu bekommen, 
gesetzt worden ist. Ich verweise nur auf die 
zusätzlichen wirtschaftlichen Hilfen für 
alleinstehende Mütter, auf die Familienbera­
tung und auf die Aktion zur Verbreitung von 
Wissen über Empfängnisregelung. 

Die Arbeitsgemeinschaft hat - das habe 
ich bereits erwähnt Vorschläge zu 
bestimmten Themenbereichen erarbeitet. 

Nachdem es sich hier nicht nur um Zuständig­
keiten des Familienministeriums, sondern 
auch um Bereiche anderer Ministerien han­
delt, werden diese Vorschläge jetzt mit ande­
ren Ministerien abgeklärt und dann so rasch 
wie möglich durchgeführt. Allerdings geht es 
hier zum Teil auch um die Entwicklung von 
Materialien, die längerer Zeit bedarf. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Frau Bundes­
minister! Selbstverständlich sind alle Maß­
nahmen zu begrüßen, die es einer werdenden 
Mutter möglich machen, ihr Kind auch auszu­
tragen. Das ist ihr eine Gesellschaft ganz ein­
fach schuldig. 

Ich muß zu dem Thema auch sagen, daß ich 
nicht nur Ihre Aktionen begrüße, sondern 
jede private Initiative, die in diese Richtung 
führt. Aus diesem Grund habe ich auch die 
Aktion "Geborene für Ungeborene" unter­
schrieben. Ich glaube auch, daß es in diesem 
Punkt keine wertfreie Beratung geben darf, 
sondern daß die Gesellschaft immer wieder 
auf den Wert des Lebens aufmerksam 
gemacht werden muß. 

Mit dem Dank für all das, was jetzt von 
Ihrer Seite geschehen ist, frage ich Sie, was 
Sie an anderen Maßnahmen auch noch ins 
Auge gefaßt haben beziehungsweise welche 
Möglichkeiten Sie noch sehen, hier helfend 
einzugreifen. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Probst! Für mich ist - das zeigen 
auch alle Untersuchungen, die es zu diesem 
Thema gibt - der entscheidende Angelpunkt 
die Vermeidung der ungewollten Schwanger­
schaft. Erfolge kann man aber nur erzielen, 
indem man alles dazu tut, den Menschen 
bewußt zu machen, daß in einer Partnerbezie­
hung auch die Verantwortung gegenüber 
einer allfälligen Schwangerschaft besteht und 
daß diese Verantwortung wahrzunehmen ist, 
und zwar vom Mann genauso wie von der 
Frau. 

Präsident: Weitere Frage: Frau Abgeord­
nete Praher. 

Abgeordnete Adelheid Praher (SPÖ): Sehr 
geehrte Frau Bundesminister! Die sozialisti­
sche Bundesregierung hat seinerzeit schon 
sehr viele Maßnahmen gesetzt, die es den 
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Adelheid Praher 

Frauen erleichtern, sich zum Kind zu beken­
nen. 

Ihre Ausführungen in der heutigen Frage­
stunde haben bewiesen, daß Sie und die der­
zeitige Bundesregierung ständig bemüht sind, 
das zu erweitern. 

Ich möchte Sie daher fragen, Frau Minister: 
Sehen Sie irgendeine Notwendigkeit für 
Unterschriftenaktionen, wie sie etwa die Peti­
tion des Vereines "Geborene für Ungeborene" 
darstellt? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Es sind in der Vergangen­
heit eine ganze Menge von Hilfen gesetzt wor­
den, ohne daß es die Plattform "Geborene für 
Ungeborene" und ihre Unterschriftenaktion 
gegeben hat. Auch meine aktuellen Initiati­
ven sind unabhängig davon. Ich darf daran 
erinnern, daß ich bereits in der Debatte zum 
Budget des Ministeriums darauf hingewiesen 
habe, daß das einer der Programmpunkte und 
der Arbeitsschwerpunkte des Ressorts sein 
wird. Das heißt: Meine Arbeit in diesem 
Bereich erfolgt unabhängig von dieser Unter­
schriftensammlung. Ich möchte damit aber 
diese Aktion nicht werten. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 6: Herr 
Abgeordneter Ortner (FPÖ) an die Frau Mini­
ster. 

330!M 

Welche grundsätzlichen Änderungen wird es 
seitens Ihres Ressorts im neuen Jugendwohl­
fahrtsgesetz geben? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Ortner! Das Jugendwohlfahrtsrecht 
besteht aus zwei Teilen: aus einem Grund­
satzgesetz, das von den Ländern durch Aus­
führungsgesetze zu vollziehen ist und dann 
durchzuführen ist - dafür bin ich zuständig 
- und aus einem zivilrechtlichen Teil. Bei 
den grundsätzlichen Änderungen im grund­
satzgesetzlichen Teil geht es vor allem darum, 
die Erziehungskraft der Familie zu stärken 
und daß daher auch die Länder der Familie zu 
diesem Zweck soziale Dienste zur Verfügung 
stellen sollen. Weiters geht es darum, daß 
Erziehungshilfe nur mehr unterscheidet zwi­
schen Erziehungshilfe unter Verbleib des 
Jugendlichen in der Familie und Erziehungs­
hilfe unter Trennung des Kindes von seiner 
Familie. Ein weiterer Grundsatz, der wesent-

lieh erscheint, ist, daß, wenn der Minderjäh­
rige aus der Familie entfernt wird, bei Klein­
kindern die Erziehung in einer Pflegefamilie 
Vorrang vor der Heimerziehung haben soll. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mag. Ortner: Sehr geehrte 
Frau Minister! Sie haben jetzt den Problembe­
reich Pflegefamilie angerissen, hier meine ich 
vor allem die RechtssteUung der Pflegeeltern 
zu· ihren Pflegekindern; ein Problembereich, 
der darin besteht, daß bisher die Pflegeeltern 
kaum rechtliche Möglichkeiten gegenüber 
den leiblichen Eltern gehabt haben. Sieht das 
neue Jugendwohlfahrtsgesetz in diesem Pro­
blembereich eine Verbesserung der Rechts­
stellung der Pflegeeltern vor? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter! Es gibt im grundsatzgesetzlichen 
Teil Ansatzpunkte dazu, zum Beispiel, daß die 
Jugendwohlfahrtsbehörden den Pflegeeltern 
und dem Pflegekind Beratungshilfen anzubie­
ten haben, im Bedarfsfall zwischen der 
Pflege- und der Herkunftsfamilie zu vermit­
teln haben, daß die Landesgesetzgebung das 
Pflegegeld zu regeln hat und dabei die örtli­
chen Verhältnisse und die Unterhaltskosten 
zu berücksichtigen hat. Weitergehende Rege­
lungen können nur im zivilrechtlichen Teil 
stattfinden, wo es dann darum geht, welche 
Rechte Pflegeeltern haben. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordneter Mag. Ortner: Sehr geehrte 
Frau Minister! Auch die Rechtsstellung des 
unehelichen Kindes im J ugendwohlfahrtsge­
setz im Vergleich zu jenem des ehelichen Kin­
des war bisher so, daß das außereheliche 
Kind gegenüber dem ehelichen benachteiligt 
war. Wird auch in dieser Hinsicht eine Verän­
derung im Jugendwohlfahrtsgesetz vorge­
nommen werden? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Ortner! Im grundsatzgesetzlichen 
Teil wird es keine Unterscheidung zwischen 
ehelichen und unehelichen Kindern mehr 
geben. Es wird auch die vom Gesetz her für 
uneheliche Kinder bestehende Pflegeaufsicht 
fallen. Auch hier sind weitere Verbesserun­
gen dann nur mehr im zivilrechtlichen Teil 
möglich. 
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Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Rieder. 

Abgeordneter Dr. Rieder (SPÖ): Frau Bun­
desminister! In der Frage der Kindesmiß­
handlung und der Gewalt in der Familie spielt 
es eine große Rolle, daß viele Menschen 
davon ausgehen, daß das Kind ein Objekt, ja 
praktisch Eigentum der Eltern ist. Man nennt 

. das juristisch die Frage der Familienautono­
mie, die gelegentlich im Widerspruch zum 
Wohl des Kindes steht. 

Frau Bundesminister! Ich darf Sie daher 
fragen: Wie wird das neue J ugendwohlfahrts­
gesetz diesen inneren Konflikt zwischen 
Familienautonomie und Wohl des Kindes 
lösen? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister' Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Dr. Rieder! Der Entwurf verweist in 
diesem Punkt auf den § 146 ABGB, in dem ja 
sehr deutlich dargestellt ist, was unter dem 
Kindeswohl zu verstehen ist und was bei der 
Pflege und Erziehung eines Kindes die Auf­
gabe der Erziehenden, also laut ABGB der 
Eltern ist. Und das ist die gleiche Definition. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Pischl. 

Abgeordneter Pischi (ÖVP): Frau Bundes­
minister! Haben Sie sichergestellt und, wenn 
ja, in welcher Form, falls es zur Novellierung 
des JugendwohIfahrtsgesetzes kommen 
sollte, daß Jugendarbeit im Sinne der Jugend­
bildung von Sozialarbeit getrennt und nicht 
damit vermischt wird, wie gewisse Tendenzen 
zeigen? 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter! Der Entwurf enthält einen Hinweis, 
daß außerschulische Jugenderziehung durch 
die Bestimmungen des Jugendwohlfahrts­
rechtes nicht berührt ist. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Frau Bundes­
minister! Wann ist damit zu rechnen, daß die­
ser Gesetzentwurf dem Nationalrat zugeleitet 
wird? (Abg. Dr. Marga Hub in e k : Ad calen­
das graecas!) 

Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Probst! Der grundsatzgesetzliche 
Teil wird voraussichtlich am 10. Juli im Mini­
sterrat eingebracht werden. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 7: Frau 
Abgeordnete Hubinek (ÖVP) an die Frau 
Minister. 

317/M 

Werden Sie das System des Wegwerfschulbu­
ches ändern? 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Sehr geehrte 
Frau Abgeordnete! Ich habe nicht die Absicht, 
das System der Schulbuchaktion zu ändern. 

Präsident: Erste Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Dann 
steht das in einem gewissen Widerspruch zu 
den Erklärungen des Herrn Unterrichtsmini­
sters, der der Meinung ist, man müsse bei die­
ser Ansatzpost mindestens 100 Millionen 
Schilling einsparen. 

Präsident: Frau Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Frau Abge­
ordnete! Ich befinde mich nicht im Gegensatz 
zum Herrn Unterrichtsminister, denn auch 
mein Ziel ist Sparsamkeit. Das ist auch durch 
eine ganze Reihe von Maßnahmen in der Ver­
gangenheit und auch in der Gegenwart bewie­
sen. Wir haben uns darauf geeinigt, die Limits 
für die Bücher zu kürzen. Das bringt gewisse 
Einsparungen, und ich darf Ihnen sagen, daß 
1984 voraussichtlich 65 Millionen Schilling 
gegenüber dem Voranschlag eingespart wer­
den. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Frau 
Minister! Diese Einsparung ergibt sich allein 
schon durch die verringerten Schülerzahlen. 

Meine konkrete Frage an Sie: Halten Sie 
angesichts der desolaten finanziellen Situa­
tion im Familienlastenausgleichsfonds an der 
Tatsache fest, daß alljährlich neue Schulbü­
cher weggeschmissen werden müssen, weil 
immer wieder neue ausgegeben werden? Wer­
den Sie das System nicht ändern und nicht 
auf ein Mischsystem zwischen Leihbüchern 
und neuen Büchern einschwenken, wie dies 
der Familienpolitische Beirat im übrigen 
empfohlen hat? 
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Präsident: Frau Minister, bitte. 

Bundesminister Elfriede Karl: Verzeihung, 
Frau Abgeordnete, wenn ich Sie berichtige. 
Es gibt keine Empfehlung des Familienpoliti­
schen Beirates für ein Leihsystem, sondern es 
gab einen Mehrheitsbeschluß, anstelle der 
Schulbuchaktion Geldbeihilfen zu setzen, 
was, wenn man diesem Vorschlag gefolgt 
hätte, um 200 bis 300 Millionen Schilling mehr 
gekostet hätte. 

Im übrigen gab es eine Reihe einvernehmli­
cher Empfehlungen, die aber nichts mit 
einem Leihsystem zu tun haben, sondern mit 
dem geltenden, und die bereits in die Tat 
umgesetzt werden. 

Ich darf noch einmal betonen: Sparmaßnah­
men im bestehenden System: ja. Die Einspa­
rungen, die ich genannt habe, haben mit einer 
Verringerung der Schülerzahlen nichts zu 
tun, denn der Voranschlag geht von den glei­
chen Schülerzahlen aus, wie sie dann dem 
Bundesrechnungsabschluß und dem tatsächli­
chen Verbrauch zugrunde liegen, sondern mit 
den Sparmaßnahmen. (Abg. Dr. Marga 
Hub i ne k: Das stimmt ja gar nicht!) Außer­
dem ist es so, daß dort, wo Schulbücher teuer 
sind, nämlich in den weiterführenden Schu­
len, die Schülerzahlen nicht zurückgehen. 

Ich darf noch einmal sagen: Es besteht kein 
Einwand dagegen, wenn Kinder Bücher, von 
denen sie glauben, diese nicht mehr zu brau­
chen, zurückgeben und diese, wenn sie neu­
wertig sind, weitergegeben werden. Aber auf 
freiwilliger Basis, im Ermessen des Schülers 
und seiner Eltern. Ein generelles Leihsystem 
beabsichtige ich nicht einzuführen. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Probst. 

Abgeordneter Probst (FPÖ): Frau Bundes­
minister! Es ist erfreulich zu hören, daß hier 
gespart wird. Ich glaube, wir sind uns alle 
einig, daß gerade der Begriff "Wegwerfschul­
buch" und seine tatsächliche Durchführung, 
nämlich daß das Buch weggeworfen wird, das 
Schreckliche daran ist. 

Ich halte nichts davon, daß Bücher weg­
geschmissen werden. Ich halte aber auch 
nichts davon, daß einige Bücher Leihbücher 
sind. Ich glaube, daß Bücher wie ein Schulat­
las und eine Literaturgeschichte sehr wohl in 
die Hand des Schülers gehören und, wie zum 
Beispiel mir - ich habe sie mir damals noch 
kaufen müssen -, weiterhin ein ganzes 
Leben lang gute Dienste leisten können zum 

Nachschlagen. Aber es liegt daran, den 
Begriff der Wertigkeit dieser Bücher auch im 
Schüler zu heben und dem Schüler den Wert 
des Buches klarzumachen. 

Meine Frage, Frau Bundesminister: Gibt es 
Aussichten dahin gehend, daß diese von 
Ihnen vorgesehenen Einsparungsmaßnah­
men auch in dem Rahmen gehalten werden 
können, in dem wir uns das vorgenommen 
haben? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Probst! Ich darf noch einmal sagen, 
daß die voraussichtlichen Kosten für die 
Schulbuchaktion in diesem Jahr 995 Millio­
nen Schilling betragen werden. Das Prälimi­
nare war 1060 Millionen Schilling. Das heißt, 
hier wird eine Einsparung mit Sicherheit 
erfolgen. Es ist so, daß die Reduzierung der 
Höchstbeträge, die die Buchausstattung für 
einen Schüler kosten darf, die Schulen zu 
noch sorgfältigerer Auswahl als bisher zwin­
gen wird. Es wird ja immer wieder der Vor­
wurf erhoben, daß Bücher bestellt werden, die 
dann nicht gebraucht werden. 

In einem Informationsblatt, das Eltern und 
Schüler erhalten haben, das der Herr Unter­
richtsminister und ich gemeinsam unter­
schrieben haben, werden außerdem Eltern 
und Schüler darauf aufmerksam gemacht, 
daß es sinnvoll ist, Bücher aufzuheben, weil ja 
der Schulstoff einer Klasse sehr oft in den fol­
genden Klassen und bei Abschlußprüfungen 
wieder benötigt wird, und auch darauf auf­
merksam gemacht, daß, wenn man meint, das 
Buch nicht mehr zu brauchen und wenn das 
Buch noch neuwertig ist, das ist eine Voraus­
setzung, man es dann der Schule zur Verfü­
gung stellen soll. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Matzenauer. 

Abgeordneter Matzenauer (SPÖ): Frau 
Bundesminister! Es ist sehr erfreulich zu 
hören, daß es schon in den vergangenen J ah­
ren infolge effizienter Kontroll- und Sparmaß­
nahmen und auch infolge der Limitfestset­
zung, die den Bedarf an Büchern für die ein­
zelnen Schulstufen regelt, gelungen ist, die 
Schulbuchaktion kostengünstig zu gestalten 
und trotzdem zu garantieren, daß alle Kinder 
die notwendigen Bücher erhalten. 

Trotzdem ist die Schulbuchaktion immer 
wieder zum Gegenstand von Diskussionen 
gemacht worden. Zuletzt auch im Familienpo-
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Matzenauer 

litischen Beirat Anfang 1983. Damals wurde 
vom Katholischen Familienverband der Vor­
schlag erstattet, die unentgeltlichen Schulbü­
cher durch eine Geldleistung, die nach 
Grund-, Mittel- und Oberstufe gestaffelt sein 
sollte, zu ersetzen. Die Frau Abgeordnete 
Hubinek hat ja auch diesem Vorschlag zuge­
stimmt. 

Mich würde interessieren, Frau Bundesmi­
nister, welche finanziellen Auswirkungen die 
Verwirklichung dieses Vorschlages für den 
Familienlastenausgleichsfonds hätte. 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Matzenauer! Die Verwirklichung die­
ses Vorschlages hätte einen Mehraufwand 
von 200 bis 300 Millionen Schilling im Jahr 
erfordert. Das ist den Mitgliedern des Fami­
lienpolitischen Beirates bei der Beratung 
auch mitgeteilt worden. 

Präsident: Weitere Frage: Herr Abgeordne­
ter Bayr. 

Abgeordneter Bayr (ÖVP): Frau Bundesmi­
nister! Sie haben auf die Anfrage Frau Kolle­
gin Hubinek gegenüber erklärt, daß Sie nicht 
bereit sind, das volkswirtschaftlich nicht ver­
tretbare und zudem erzieherisch schädliche 
Schulbuchsystem zu ändern. (Zwischenrufe 
bei der SPÖ.) 

Ich frage Sie daher, wie Sie diese man­
gelnde Bereitschaft, ein sparsameres System 
einzuführen, mit den ständigen Beteuerup.gen 
der Regierung in Einklang bringen, der Bevöl­
kerung immer neue Belastungen zumuten zu 
müssen, um das Budget sanieren zu können? 

Präsident: Frau Minister. 

Bundesminister Elfriede Karl: Herr Abge­
ordneter Bayr! Ich darf Ihnen dazu mitteilen, 
daß seit vielen Jahren die Kosten für die 
Schulbuchaktion fast unverändert sind, 
obwohl Buchpreise steigen, obwohl Schüler­
zahlen in weiterführenden Schulen, wo die 
Bücher eben wesentlich teurer sind als in der 
Volksschule und in der Hauptschule, nicht 
zurückgegangen, sondern teilweise gestiegen 
sind. Das heißt, es gibt eine Menge von Spar­
maßnahmen im geltenden System. Eine 
davon ist die Festsetzung von Höchstbeträ­
gen, eine andere sind Rabatte, die die Schul­
buchhändler ihrem Umsatz entsprechend zu 
leisten haben und eine ganze Reihe anderer 
Sparmaßnahmen mehr. 

Ich bekenne mich zur Sparsamkeit. Ich 
muß Ihnen aber auch dazu sagen, daß erstens 
rund zwei Drittel der Schulbücher solche sind, 
die nicht weitergebbar sind, weil es entweder 
Arbeitsbücher sind oder Bücher, die für meh­
rere Schulstufen gelten, daß auch in dem 
Angebot, das an sich weitergebbar ist, solche 
sind, wie zum Beispiel Fachbücher an den 
HTLs, auf die die Schüler weiter aufbauen 
können und die jedenfalls auch für die 
Abschlußprüfungen verwertbar sind, und daß 
der kleine Rest, der dann für eine Weitergabe 
bliebe, zu keiner Verbilligung führen könnte, 
weil die Bücher dann aufwendiger, das heißt 
fester ausgestattet werden müßten und weil 
auch die Verwaltung eines solchen Leihsy­
stems etwas kostet. Sie dürfen nicht verges­
sen, daß die Durchführung einer solchen 
Aktion natürlich auch ein gewisses rationelles 
Vorgehen erfordert. Wir haben immerhin 
rund 7000 Schulen, und wir· haben fast 
1,4 Millionen Schüler, die etwa 12 Millionen 
Bücher kriegen. Und hier ist auch dieses 
System das rationellste. 

Es würden keine Einsparungen durch ein 
Leihsystem entstehen, aber pädagogische 
Nachteile. Es würde schwieriger, die Bücher 
an Änderungen des Lehrstoffes anzupassen. 
Es würde die Methodenfreiheit der Lehrer 
eingeschränkt, und es würde schwieriger die 
Weiterentwicklung von Büchern für kleine 
Gruppen von Schülern. 

Ich kann daher Ihre Bemerkung, daß dieses 
System erzieherisch nachteilig ist, nicht tei­
len und auch nicht Ihre Bemerkung, daß es 
volkswirtschaftlich falsch wäre. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die Anfra­
gebeantwortungen 7051 AB und 7061 AB einge­
langt sind. 

Dem Verfassungsausschuß weise ich die in 
der letzten Sitzung eingebrachten Anträge zu, 
und zwar: 

Antrag 103/A der Abgeordneten Dr. Feur­
stein und Genossen betreffend ein Bundesver­
fassungsgesetz, mit dem das Bundes-Verfas­
sungsgesetz in der Fassung von 1929 geändert 
wird, und 

Antrag 1041 A der Abgeordneten Marsch, 
Dkfm. DDr. König, Grabher-Meyer und 
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Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Bezügegesetz geändert wird. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dipl.-Ing. Dr. Leitner, um die Verle­
sung des Einlaufes. 

Schriftführer Dipl.-Ing. Dr. Leitner: ,,An das 
Präsidium des Nationalrates 

Der Herr Bundespräsident hat am 26. Juni 
1984, Zl. 1003-12/11, folgende Entschließung 
gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue 
ich für die Dauer der Verhinderung des Bun­
desministers für soziale Verwaltung Alfred 
Dallinger innerhalb des Zeitraumes vom 
26. Juni bis 1. Juli 1984 den Bundesminister 
für Finanzen Dr. Herbert Salcher mit der Ver­
tretung. 

Hievon beehre ich mich, mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 
Dr. Krausam 

Ministerialrat" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Zweite Lesung der Regierungsvorlage (320 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
IAKW -Finanzierungsgesetz geändert wird 

(3. IAKW -Finanzierungsgesetz-Novelle) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und gelangen zu deren einzigem Punkt: 

Zweite Lesung der Regierungsvorlage (320 
der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem das 
IAKW-Finanzierungsgesetz geändert wird 
(3.IAKW-Finanzierungsgesetz-Novelle), für 
deren Berichterstattung dem Finanz- und 
Budgetausschuß vom Nationalrat eine Frist 
bis 27. Juni 1984 gesetzt worden ist. 

Gemäß § 44 Absatz 3 der Geschäftsordnung 
hat nach Ablauf einer derartigen Frist die 
Verhandlung in der dem Fristablauf nachfol­
genden Sitzung selbst dann zu beginnen, 
wenn ein schriftlicher Ausschußbericht nicht 
vorliegt. 

Da dies der Fall ist und auch kein Bericht­
erstatter gewählt wurde, ersuche ich gemäß 
§ 44 Absatz 4 der Geschäftsordnung den 
Obmann des Ausschusses, Herrn Abgeordne­
ten Mühlbacher, mündlich zu berichten. 

Berichte~statter Mühlbacher: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich berichte 
über die 3. IAKW-Finanzierungsgesetz­
Novelle. Gemäß § 1 des IAKW-Finanzierungs­
gesetzes waren bisher die Baulichkeiten des 
"Internationalen Amtssitz- und Konferenz­
zentrums Wien" als Bundesgebäude zu errich­
ten. Dies hat bedeutet, daß die gesamten 
Kosten für diese Bauten - soweit sie nicht 
von der Stadt Wien zu tragen waren - vom 
Bund oder im Wege von Krediten der mit der 
Errichtung und dem Betrieb dieses Amts- und 
Konferenzsitzes betrauten Gesellschaft zu 
finanzieren waren. 

Ungeachtet der durch das IAKW-Gesetz 
gesicherten Finanzierung bestand jedoch ins­
besondere im Hinblick auf die dadurch 
erwachsenden gesamtwirtschaftlichen Vor­
teile das Interesse Österreichs, finanz starke 
arabische Partner in die Finanzierung des 
Österreichischen Konferenzzentrums mit ein­
zubinden. Diese Beteiligung konnte nun ver­
wirklicht werden, und zwar unter für Öster­
reich ausgesprochen günstigen Bedingungen. 
Diese Beteiligung an der das Österreichische 
Konferenzzentrum errichtenden Gesellschaft 
soll mit 1. November 1984 wirksam werden. 

Die vorliegende Regierungsvorlage schafft 
die für eine solche Beteiligung im Bereiche 
des IAKW-Finanzierungsgesetzes notwendi­
gen gesetzlichen Voraussetzungen. Die vorlie­
gende Regierungsvorlage wurde in der auf die 
Unterzeichnung der Kreditverträge folgenden 
Sitzung des Ministerrates beschlossen und 
unverzüglich dem Nationalrat zugeleitet. 
Unmittelbar nach ihrem Einlangen waren die 
beiden Regierungsfraktionen bemüht, einen 
Termin für einen Finanzausschuß zur Bera­
tung der 3. IAKW-Finanzierungsgesetz­
Novelle einvernehmlich zwischen allen Frak­
tionen dieses Hauses zu koordinieren. Dies 
erwies sich jedoch - aus welchen Gründen 
auch immer - als unmöglich. 

Seitens der Regierungsfraktionen war 
jedoch unter allen Voraussetzungen sicherzu­
stellen, daß entsprechend den in der Zwi­
schenzeit eingegangenen internationalen Ver­
pflichtungen die Rechtsgrundlage für das 
neue IAKW-Finanzierungsmodell rechtzeitig, 
also vor dem 1. November 1984, geschaffen 
werden kann. 

Im Hinblick auf einen möglichen Einspruch 
des Bundesrates kann aber ein zeitgerechtes 
Inkrafttreten der vorliegenden IAKW-Finan­
zierungsgesetz-Novelle nur sichergestellt wer­
den, wenn die Beschlußfassung durch den 
Nationalrat während der Plenumstage in der 
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Zeit vom 26. bis 28. Juni 1984 erfolgt. Die bei­
den Regierungsfraktionen haben daher in der 
Plenumssitzung am 14. Juni einen Fristset­
zungsantrag zur gegenständlichen Vorlage 
bis 27 . Juni dieses Jahres eingebracht, den in 
weiterer Folge der Nationalrat auch beschlos­
sen hat. 

Da es bedauerlicherweise zu keiner einver­
nehmlichen Anberaumung eines Finanzaus­
schusses gekommen ist, liegt auch kein 
schriftlicher Ausschußbericht vor. Als 
Obmann des Finanzausschusses hatte ich 
daher gemäß § 44 Abs.4 der Geschäftsord­
nung den gegenständlichen Bericht zu erstat­
ten. 

Falls Wortmeldungen vorliegen, darf ich 
den Herrn Präsidenten ersuchen, in die 
Debatte einzugehen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Ausschuß­
obmann für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich der Herr Abge­
ordnete Steinbauer . 

10.14 

Abgeordneter Steinhauer (ÖVP): Herr Prä­
sident! Hohes Haus! Wir stehen heute vor der 
vorläufigen gesetzlichen Schlußakte einer der 
traurigsten Geschichten der letzten Jahre, 
nämlich der traurigen Geschichte des Konfe­
renzzentrums. (Beifall bei der ÖVP. - Wider­
spruch bei der SPÖ.) Ich bitte jene Kollegen 
von der sozialistischen Regierungsfraktion, 
die jetzt gemurrt haben, mit mir ganz ruhig 
einmal nachzudenken, ob es nicht auch die 
traurige Geschichte der Irreführung der 
Öffentlichkeit war. Daß es eine traurige 
Geschichte der Verschwendung ist (Abg. 
Fis te r: Durch Sie!), ist ebenfalls klar, meine 
Damen und Herren von der Sozialistischen 
Partei. (Zustimmung bei der ÖVP.) 

Seit neue stern ist es auch der traurige Beleg 
der Hilflosigkeit dieser Regierung, denn wie 
man in diesen Vertrag letztlich rettungslos 
hineinschlitterte, das ließ sich schon nicht 
mehr überbieten, meine Damen und Herren 
von der sozialistischen Fraktion. 

Ich rede mit den Kollegen von der freiheitli­
chen Fraktion deswegen nicht, weil diese ja 
auch gegen das Konferenzzentrum waren, 
nur durch die Regierungsbeteiligung vor 
einem Jahr haben Sie nichts mehr zu sagen 
von ihren alten Standpunkten. 

Meine Kollegen von der Sozialistischen 
Partei, bitte überlegen Sie einmal, welche 
Formen die Irreführung der Öffentlichkeit 
durch die Regierung im Zusammenhang mit 
dem Bau des Konferenzzentrums angenom­
men hat. Ich erinnere: Sie haben plakatiert, 
daß es nicht gebaut wird. Heute können Sie 
sich den Baufortschritt dort ansehen. Sie 
haben eine parlamentarische Prüfung zuge­
sagt, gleichzeitig wurde der Bau begonnen, 
und Sie haben es - einschließlich in Ihrem 
Zentralorgan - als Geschenk der Araber 
bezeichnet, und heute werden Sie bitter dafür 
aufstehen müssen, daß wir alle miteinander, 
alle Steuerzahler, das Schilling um Schilling 
zu bezahlen haben, denn von einem Geschenk 
kann keine Rede sein. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ein Wort zur Hilflosigkeit gegenüber die­
sem Vertrag. Am 7.6. 1984 kamen die Vertre­
ter der arabischen Mächte zur Unterzeich­
nung zusammen, aber ich bitte doch noch ein­
mal zu überlegen, was die Vorgeschichte die­
ser Vertragsunterzeichnung war. Sie erken­
nen daran die ganze Traurigkeit der 
Geschichte rund um das Konferenzzentrum. 
Runde um Runde hier im Parlament mußte 
der Finanzminister neue Ausreden finden, 
um Ihnen unten im Klub oder hier im Plenum 
zu erklären, warum noch immer nicht unter­
zeichnet wird. Er hat Ihnen eine Zeitlang 
erklärt, es käme nur kein Termin zustande. 
Dann ist es irgendwem öffentlich herausge­
rutscht, daß die Araber untereinander noch 
gar nicht einig sind, wer welchen Anteil hat -
dann endlich ist es fast soweit gewesen. 

Aber damit wirklich alles stimmt bei die­
sem Vertrag, darf ich die sozialistischen Kol­
legen noch einmal daran erinnern, was sich in 
den Tagen vor der Vertragsunterzeichnung 
abgespielt hat. Die Araber saßen in den Flug­
zeugen, mutmaßlich schon zur Anreise, aber 
es war nun auf einmal nicht mehr sicher, ob 
sie hier noch einen Finanzminister vorfinden, 
der mit ihnen für die Österreicher unterzeich­
net, denn während der Anreise der arabi­
schen Partner war das Schicksal dieses 
Finanzministers nicht nur unsicher, sondern 
er war ja fast schon verschwunden als 
Finanzminister. (Abg. Dr. Graff: 9 zu 11) 

"Fred, so geht das nicht!", hieß es. Der 
Finanzminister erklärte öffentlich, daß er zu 
80 Prozent schon zurückgetreten ist, und es 
bedurfte des "Vaters" dieses Vertrages, der 
aus Hannover herbeieilen mußte, um zu dem 
zu führen, was die Rettung des Finanzmini­
sters und damit die Rettung des Unterzeich­
nungsaktes wurde. (Zwischenrufe des Abg. 
Fis ter.) 
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Meine Damen und Herren! Ich nehme an, 
daß einige von den sozialistischen Kollegen 
bibelfest sind. Die Szenen, die sich damals 
abgespielt haben, erinnern mich an eine 
Begebenheit aus der Bibel: Der Herr kam vor­
über am Hause seines Freundes, der bereits 
seit drei Tagen tot war, er erweckte ihn wie­
der zum Leben, und Lazarus kam heraus -
bandagiert wie er war - und ward zum 
Leben erweckt. (Heiterkeit bei der ÖVP.) 

Dieser Akt eines "politischen Lazarus" fin­
det folgende Fortsetzung, wenn Sie die Bibel 
weiterlesen: Über Lazarus wurde nach seiner 
Wiedererweckung nicht mehr viel geschrie­
ben. Er hat nicht mehr viel zustande gebracht, 
und er ist heute noch der Heilige der Aussät­
zigen. 

Meine Damen und Herren! Die Geschichte 
der Hilflosigkeit des Finanzministers, der 
kurz vor seinem politischen Tod stand, geht 
aber bis in jedes Detail dieses Vertrages. 
Denn unser "politischer Lazarus" hat Ihnen 
heute mit diesem Gesetzentwurf eines wirk­
lich zur Abstimmung vorgelegt (Abg. Dr. 
Pr eiß: Geschmacklos!): Einen Vertrag und 
ein Gesetz, wonach der österreichische 
Steuerzahler eines Tages Schilling um Schil­
ling das zahlen muß, was heute scheinbar ara­
bische Hilfe ist. (Abg. Dr. G r a f f: Und viel 
mehr!) 

Er hätte jederzeit günstigere Konditionen 
allüberall in New York oder in der Schotten­
gasse, in den Banken Österreichs oder in 
Zürich bekommen können, aber nein, es muß 
ein Vertrag mit den Arabern sein, denn sein 
geistiger Vater, der Herr Kreisky, wollte es 
so, und so haben wir jetzt endlich den Vertrag 
auf dem Tisch (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Gese­
hen haben wir ihn noch gar nichtlj, und so 
haben wir jetzt das Gesetz vor uns. Nur bitte, 
es ist ein Vertrag beziehungsweise ein Gesetz, 
das für den österreichischen Steuerzahler 
letztlich eine ungünstige Lösung darstellt und 
damit ein Versagen des Finanzministers, des­
sen Verpflichtung es gewesen wäre, günsti­
gere Lösungen herbeizuführen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Was sind die zentralen Fragen, die Ihnen 
heute zur Debatte vorliegen? 

Erstens: Der Finanzminister hat bessere 
Möglichkei ten an der Hand gehabt und miß­
achtet. Er hatte bessere Konditionen für die 
Finanzierung dieses Konferenzzentrums an 
der Hand und er hat sie mißachtet. (Bundes­
minister Dr. S ale her: Stimmt nicht!) 

Zweitens: Er legt Ihnen heute einen Vertrag 
beziehungsweise ein Gesetz vor, in dem der 
österreichische Steuerzahler letztlich die 
totale Risikoübernahme zu tragen hat (Abg. 
Fis te r: Es steht ja auch in Österreichlj, die 
totale Risikoübernahme dafür, daß Araber im 
wesentlichen Ausmaß hier bestimmen kön­
nen, was mit dem geschieht, von dem Sie so 
schön sagten, es stehe ja auch in Österreich. 
Die Araber werden dann sagen, was damit 
geschieht, aber das Risiko tragen wir. 

Drittens: Sie stimmen heute letztlich für ein 
Konferenzzentrum, das heute schon als ein 
unwirtschaftliches Projekt erkennbar ist. Das 
Ganze unterm Strich: der klassische Fall 
einer Verschwendung von Steuermitteln. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Zum ersten: die Mißachtung besserer Mög­
lichkeiten. Wenn Sie das ,,Arabergeld" durch­
rechnen, ist erstens einmal die These "Da 
wird alles finanziert" natürlich nicht mehr 
aufrechtzuerhalten; 1,5 Milliarden von 4,2 Mil­
liarden, oder was immer das Ding dann 
schlußendlich kosten wird, sind nicht die 
ganze Übernahme. Aber wenn Sie die 6 Pro­
zent Dividendensatz etwa mit dem Grenz­
steuersatz, da dieser steuerfrei ist, durchrech­
nen, kommen Sie auf Prozentsätze der Ver­
zinsung von fast 17 Prozent. 

Meine Damen und Herren! Dafür hätte es 
billigeres Geld gegeben, und ich sage Ihnen 
auch wo. 

Herr Bundesminister für Finanzen! Wir 
wissen, daß Ihnen dezidiert bessere Möglich­
keiten im Inland angeboten wurden. Wir wis­
sen dies nicht nur hinsichtlich des öffentlich 
bekannten Briefes von Generaldirektor 
Androsch. Wir wissen dies auch aus einer 
Fülle anderer Informationen, wo maßgebliche 
Herren der österreichischen Bankenwelt 
Ihnen dezidiert angeboten haben, zu einer 
vergleichbaren oder sogar zu einer günstige­
ren Finanzierung jederzeit zur Verfügung zu 
stehen. Herr Finanzminister! Sie wissen es 
auch, 1,5 Milliarden kann man heute in Öster­
reich leicht ohne "Zest" zu 8 Prozent, mit 
"Zest" zu 8,5 Prozent auftreiben. Sie wissen, 
es wäre angesichts der gegenwärtigen Situa­
tion der österreichischen Banken - das gilt 
schon für das letzte Jahr - jederzeit möglich 
gewesen, wenn Sie nur gewollt hätten, wenn 
Sie nicht zum hilflosen Vollzugsorgan Ihres 
geistigen und politischen Vaters Kreisky 
geworden wären, eine günstigere Lösung zu 
finden. 

Meine Damen und Herren von der Regie-
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rung! Sie müssen heute gegenüber dem öster­
reichischen Steuerzahler mittragen, daß der 
Finanzminister , weil er eine arabische 
Lösung aufgedrängt bekommen hat, die 
ungünstigere arabische Lösung gewählt und 
bessere Möglichkeiten im Inland in den Wind 
geschlagen hat. Dies ist der klassische Fall 
einer Verschwendung von Steuermitteln, 
denn jeder Schilling, der günstiger plaziert 
worden wäre, wäre eine verantwortungsvol­
lere Verwendung gegenüber dem Steuerzah­
ler gewesen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Herr Finanzminister! Sie wissen auch, daß 
die Dollaranleihe, die Sie vor einer Woche 
oder zehn Tagen öffentlich aufgelegt und 
inzwischen auf Gulden übertragen haben, zu 
günstigeren Bedingungen Geld nach Öster­
reich bringt, als es uns die Araber mit dem 
Konferenzzentrum geben. 

Meine Damen und Herren von den Regie­
rungsparteien! Überlegen Sie sich einmal, 
was man Ihnen heute zumutet. Sie müssen 
heute für einen Arabervertrag aufstehen, der 
sich sogar schlechter rechnet als die Anleihe, 
die Ihr Finanzminister vorige Woche in der 
Welt öffentlich aufgenommen hat. Sie müssen 
heute für einen Arabervertrag aufstehen, der 
schlechter ist als das, was österreichische 
Banken seit Monaten Ihrem Finanzminister 
anbieten. Meine Damen und Herren! Das 
heißt, Sie heute dazu aufzufordern, für die 
Verschwendung in dieser Republik Ihr Ja zu 
sagen. 

Ein paar Details nur zur Erinnerung; Sie 
wissen das alle, aber vielleicht hat man Ihnen 
das im Klub nicht so deutlich gesagt. Überle­
gen Sie einmal, welche Konditionen man den 
arabischen Partnern anbietet! Da wird ihnen 
nach 14 Jahren eine Wahlmöglichkeit einge­
räumt. Das Währungsrisiko wird schwerge­
wichtig auf Österreich gelegt. Die Araber 
haben fast kein Währungsrisiko, denn sie 
haben einen Doppelweg. Sie können, wenn 
der Dollar günstig ist, über Dollar gehen, 
immer aber haben sie die Möglichkeit, mit 
25 Prozent Agio einen anderen Weg zu gehen. 
Sie haben drittens volle 36 Jahre zur Verfü­
gung, den Zeitpunkt auszusuchen, der in der 
Gesamtwährungslage für sie am günstigsten 
ist. 

Meine Damen und Herren! Der Vertrag, der 
hier abgeschlossen wird, ist österreichischer­
seits auch der Ausdruck der Hilflosigkeit in 
internationalen Verhandlungen. (Beifall bei 
der ÖVP.) 

Nach 14 Jahren können die Araber das 

Ding bis zu 50 Jahre weiterlaufen lassen und 
das Geld zu dem Zeitpunkt abrufen, der ihnen 
am günstigsten erscheint. 

Hat Ihnen irgendwer im sozialistischen 
Klub einmal eine einfache Rechnung vorge­
rechnet, wie das Ding allein bei den Zinsen 
ausschaut, wenn diese 50 Jahre ticken? Hat 
Ihnen das der Finanzminister bei der Rechen­
schaft im SPÖ-Klub vorgerechnet? - Wenn 
nicht, dann bitte ich, folgende schlichte Zins­
rechnung, an der nicht zu rütteln ist, selbst 
mitzuschreiben. 

50 Jahre sind im Vertrag eingeräumt, er 
kann sagen, sie werden das nicht ausnutzen, 
aber es ist im Vertrag eingeräumt. 50 Jahre 
lang 6 Prozent Dividende sind nun einmal 
90 Millionen Schilling jährlich, und dann noch 
25 Prozent Agio. Sie kommen allein an Zin­
sen, wenn die Araber meinen, sie lassen das 
Ding ticken, weil der Taxameter ohnehin von 
selber rennt, auf über 4,5, auf fast 5 Milliar­
den Schilling. 

Meine Damen und Herren! Das ist ein ver­
schwenderischer Vertrag, der hier vorliegt. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Leider hat man Ihnen weder die 5 Milliar­
den Schilling an österreichischen Steuergel­
dern für Zinsendienste bei 50 Jahren Laufzeit 
vorgerechnet noch Ihnen wahrscheinlich rei­
nen Wein über all das eingeschenkt, was im 
Syndikatsvertrag und in den Bestimmungen 
des Gesetzes, die nun diesen Vertrag absi­
chern, drinnensteht. 

Ich frage die Damen und Herren von der 
sozialistischen Mehrheit, ob ihnen der 
Finanzminister gesagt hat - außer, daß die 
Araber nun endlich wirklich unterschrieben 
haben, allgemeine Erleichterung, das kam ja 
zu dem politisch denkbar ungünstigsten Zeit­
punkt für den Finanzminister, deswegen ist 
es auch untergegangen -, was alles in dem 
Vertrag steht. 

Hat man Ihnen gesagt, daß wir natürlich 
alle bisherigen Leistungen einbringen, daß 
auch das, was jetzt schon verbaut ist, selbst­
verständlich einmal geschluckt wird? 

Hat man Ihnen gesagt - natürlich hat man 
Ihnen gesagt, daß es Dividenden gibt -, daß 
die Dividenden so schottendicht abgesichert 
sind, daß sogar Vorsorge für den Konkursfall 
getroffen ist. Bitte, der Vertrag ist so schön, es 
müssen wirklich anerkennenswerte arabische 
Rechtsgelehrte dies nach den besten Erfah­
rungen alter islamischer Geschäftstradition 
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überprüft haben, denn sogar im Fall des Kon­
kurses - sogar im Fall des Konkurses! -
werden die Araber noch freigestellt, und alles 
wird für sie getan, die Republik verbürgt das. 

Meine Damen und Herren! Bei einem Kon­
ferenzzentrum, von dem man sowieso sagt, 
daß es defizitär sein wird, sein muß, ist es fast 
selbstverständlich, daß die Araber auch die 
Defizitabsicherung haben. Für Arabiens 
Söhne wird es keine Gefahr, kein Risiko in 
diesem Vertrag geben. Zahlen, zu deutsch, 
wird es, weil es ein echter Verschwendungs­
vertrag ist, der österreichische Steuerzahler, 
weil der Herr Finanzminister glaubt, auf des­
sen Rücken alles austragen zu können. (Bei­
fall bei der ÖVP.) 

Dann so Finessen wie das Management: Ich 
glaube, der Finanzminister hat nicht ausgelo­
tet, was alles in den Managementbedingun­
gen enthalten ist: ein paritätischer Vorstand, 
zwei Vorstandsmitglieder, mutmaßlich ein 
Österreicher, vermutlich ein Araber, kein 
Dirimierungsrecht. Der arabische Freund 
kann alles blockieren, was ihm nicht gefällt. 

Es können auf einmal Bedingungen für 
Konferenzen im Konferenzzentrum aufge­
stellt werden, die ich hier gar nicht ausmalen 
will, denn es spiegelt sich möglicherweise 
eine Krise im arabischen Raum dann in den 
Bedingungen für Konferenzen, die hier abge­
führt werden. Es ist ja denkbar, daß der Vor­
standsdirektor dann plötzlich sagt, gewisse 
Länder dürfen nicht eingeladen werden, Ver­
treter gewisser Länder dürfen nicht anwe­
send sein. Und da es kein Dirimierungsrecht 
gibt, kann der Vorstand jederzeit alles verhin­
dern. 

Es kann, wenn der Aufsichtsrat vierköpfig 
wird, was dem gegenwärtigen Partnerzustand 
entsprechen würde, das Nichterscheinen 
eines Aufsichtsrates die Beschlußfähigkeit 
blockieren. 

Meine Damen und Herren! Ihrem Finanz­
minister Salcher ist es gelungen, nach dem 
legendären polnischen Veto nun offenbar das 
arabische Veto einzuführen. Ob der Aufsichts­
rat blockiert wird, kann einer in Kuwait ent­
scheiden, indem er nicht einmal anreist: Das 
hat man Ihnen in diesen Vertrag hineinge­
schrieben. 

Ich will hier gar nicht ausbreiten, was alles 
denkbar ist, sonst kriegen die arabischen 
Freunde vielleicht noch Einfälle, was denkbar 
ist an Managementsalär, an Übernahme von 
sonstigen Kosten, was denkbar ist unter Arti-

kel 13 - nähere Bedingungen hinsichtlich der 
Hotelerrichtung -; darüber muß noch Einig­
keit erzielt werden, wobei vorher schon 
sichergestellt ist, daß natürlich das Grund­
stück unter dem sehr interessanten Titel "zu 
angemessenen Bedingungen" übertragen 
wird. Aber die näheren Bedingungen für die­
ses arabische Hotel werden einer näheren 
Einigung noch unterzogen werden. 

Ich sehe schon neben dem Konferenzzen­
trum in Kagran das Hotel "Al Tschumburia", 
errichtet aus den Mitteln des österreichischen 
Steuerzahlers, dessen laufende Betriebsko­
sten natürlich voll finanziert sind, weil das 
rennt ja wahrscheinlich dann mit dem Konfe­
renzzentrum mit. 

Damit bin ich bei einem Punkt, den ich 
auch noch in Erinnerung rufen möchte. Wir 
müssen uns im klaren sein, daß durch das 
Hoffen auf arabische Geschenke vielleicht 
mancher Kollegin und manchem Kollegen in 
der sozialistischen Fraktion in Vergessenheit 
geraten ist, daß dort ein Projekt fertiggebaut 
wird, die überdimensionierte Konferenzma­
schine, deren Nichtwirtschaftlichkeit heute 
schon klar ist. Sie werden diese riesige 
Maschine, für die Sie Tag für Tag Betriebsko­
sten haben, nicht füllen können. Und alle 
Analysen und alle Aussagen von Fremdenver­
kehrsfachleuten sagen heute schon, daß es 
kaum denkbar ist, kosten- und nutzengünstig 
dieses Konferenzzentrum wirklich zu füllen. 

Deswegen ist ja auch Ihr sozialistischer 
Vertragspartner Gemeinde Wien schon halb 
ausgestiegen, denn Ihr Kollege Stadtrat Mayr 
war natürlich auch deswegen ein Kandidat 
für den nächsten Finar:zminister, weil er bes­
ser rechnet als Finanzminister Salcher. Stadt­
rat Mayr hat sich schon längst ausgerechnet, 
daß bei dem Konferenzzentrum für die 
Gemeinde Wien außer Kosten nichts zu erben 
ist, und Sie konnten fast nur mit Gewaltmaß­
nahmen, daß er nicht ganz ausschert, in 
jenem Teil die Gemeinde Wien drinnen hal­
ten, den Sie nun im Vertrag gerettet haben, 
was im Gesetz auch Niederschlag gefunden 
hat. Aber bei den Betriebskosten, beim tik­
kenden Taxameter täglicher Betriebskosten, 
da ist er natürlich nicht mehr dabei, denn 
Mayr kann besser rechnen als Salcher; ein 
Lebensgrundsatz, den Sie in der sozialisti­
schen Fraktion wirklich beherzigen sollten. 

Bis zur Stunde konnte Salcher neben den 
Betriebskosten die VTirtschaftlichkeit kom­
mender Groß konferenzen, die wir in dem Aus­
maß, wie wir die Maschine errichten, gar 
nicht hierherziehen können, nicht vorführen. 
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Steinhauer 

Wir werden darauf zurückkommen, wenn das 
erste Jahr der Abrechnung vorliegt. Sie wer­
den sehen, dieses Konferenzzentrum war, 
weil es zu groß dimensioniert ist, nicht zu fül­
len, und es wurde nicht gefüllt. Und der öster­
reichische Steuerzahler wird neuerlich Schil­
ling um Schilling in diesen Verschwendungs­
apparat hineinbuttern müssen, denn die Ara­
ber sind freigestellt von solchen Defizitüberle­
gungen. Das müssen wir alle zahlen, dafür 
sind die Österreicher dem Vertrag nach und 
dem Gesetz nach, für das Sie stimmen, gut 
genug. 

Die Kosequenz aus all dem, was Sie heute 
mit Mehrheit der sozialistischen Regierungs­
fraktion - samt Anhang - beschließen: 

Erstens: Der Steuerzahler muß das Konfe­
renzzentrum in Kagran zahlen, auch dort, wo 
anscheinend vorübergehend Araber einsprin­
gen. 

Zweitens: Der Steuerzahler muß auch all 
die Gewinne - sprich garantierte Dividende, 
sprich Nebenkosten, sprich Agio, sprich 
Management-Fel die die arabischen 
Freunde auch noch haben, Schilling um Schil­
ling zahlen. 

Drittens: Der Steuerzahler muß Schilling 
um Schilling die Betriebskosten zahlen, ob 
dort eine Konferenz drin ist oder nicht, und er 
muß möglicherweise noch mehr zahlen, wenn 
Großkonferenzen dort wirklich drin sind. 

Viertens: Der Steuerzahler kann in vielen 
Punkten nicht mitreden, weil der Araberver­
trag nicht einmal die österreichischen Verant­
wortlichen mit Mitsprache ausstattet, das 
Risiko zu vermindern. Denn überlegen Sie: 
Was würden Sie in einem Vertrag tun, wo Sie 
eh Risikoabsicherung haben und wo der Part­
ner alles ausbaden muß? - Sie würden auch 
glücklich das verlangen, was Ihnen gerade in 
den Sinn kommt, und sagen: Der andere muß 
eh für das Risiko zahlen, bei mir stimmt es 
am Jahresende. 

Es wurden den Arabern Steuersonder­
rechte eingeräumt, wobei nicht einmal 
ahnungsweise versucht wurde, Gleiches oder 
ähnliches für uns in arabischen Ländern zu 
verlangen. Steuersonderrechte wurden lässig 
in diesem Vertrag und in diesem Gesetz, wo 
der Vertrag Niederschlag findet, eingeräumt, 
von denen Österreicher nicht einmal träu­
men. Man hätte doch versuchen können, rezi­
proke Rechte in arabischen Ländern für uns 
zu bekommen; aber daran war nicht zu den­
ken. 

So haben Sie also heute vor, Ihre Stimme 
einem Vertrag und einer Gesetzesnovellie­
rung zu geben, wie es Kreisky irgendwann 
einmal erfunden hat, wie es Salcher durch 
dick und dünn, auch dann, als schon erkenn­
bar war, daß das ein schlechter Vertrag wird, 
daß es bessere Lösungen gibt, bis zur Hilflo­
sigkeit durchgetragen und letztlich zur Unter­
zeichnung gebracht hat, einem Vertrag und 
einer Gesetze sänderung , bei der Ausländer 
alle Vorteile, Österreicher alle Nachteile 
haben. Das ist ein Verschwendungsvertrag, 
eine Verschwendungsgesetznovellierung, die 
die Regierung heute zu beschließen hat, zu 
der wir nein sagen, weil wir meinen, so kann 
man mit Steuergeld nicht umgehen. (Beifall 
bei der ÖVP.) 10.41 

Präsident: Nächster Redner ist der Abge­
ordnete Nowotny. 

10.41 

Abgeordneter Dr. Nowotny (SPÖ): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Ich finde es schon 
erstaunlich, daß einem so wendigen Geist wie 
dem Herrn Abgeordneten Steinbauer heute in 
seiner Rede absolut nichts Neues eingefallen 
ist, wenn man von geschmacklosen Bibelzita­
ten absieht. (Beifall bei SPÖ und FPÖ. - Abg. 
Bergm ann: Wieso ist die Bibel 
geschmacklos?) Sie haben völlig recht, Herr 
Bergmann. Nicht die Bibel meine ich, sondern 
den Herrn Abgeordneten Steinbauer: die 
geschmacklose Verwendung von Bibelzitaten. 
Das war es nämlich wirklich, wenn Sie ein 
bißchen Sinn für Anstand haben. (Neuerlicher 
Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Beim Anhören dieser Rede ist mir eingefal­
len, daß es in der Nationalökonomie ein 
Gesetz des sinkenden Grenznutzens gibt. 
Wenn man sich nun heute die x-te Rede 
anhört, die von seiten der ÖVP zu diesem 
Thema gehalten wird, so sieht man, daß die­
ses Gesetz vom sinkenden Grenznutzen ganz 
offensichtlich auch im politischen Leben 
seine Wirkung hat. 

Denn, meine sehr geehrten Damen und 
Herren von der ÖVP, auch durch stetes Wie­
derholen werden Ihre Argumente nicht bes­
ser, im Gegenteil! Sie werden abgenutzt, 
schwächer und nicht mehr verwendbar. (Bei­
fall bei SPÖ und FPÖ.) 

Wenn der Herr Kollege Steinbauer, der sich 
als Experte für Propaganda profiliert hat -
manche Leute aus Ihrem Lager meinen, als 
Experte für Intrigen -, zum Rednerpult 
kommt, gelingt es ihm sicherlich nicht, als 
Finanzexperte hier aufzutreten. Man wird es 
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ja ganz deutlich merken, und ich werde dar­
auf konkret eingehen, daß hier sehr vieles 
falsch gesehen ist. (Abg. Dr. Z i t tm a y r : 
Warum haben Sie denn das Gesetz nicht im 
Finanzausschuß behandelt?) 

Ich denke dabei an das schöne Goethe­
Wort; Goethe hat einmal gesagt: Getretener 
Quark wird breit, nicht stark. (Beifall bei SPÖ 
und FPÖ.) Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Auch wenn Sie Ihre Polemik noch so 
breittreten, stärker werden Ihre Argumente 
deshalb doch nicht! (Abg. Dr. E t tm a y er: 
Eine Leuchte der Wissenschaft!) 

Meine Damen und Herren von der ÖVP, ich 
verstehe schon, daß Sie sich heute mit Ihrer 
Argumentation ziemlich schwer tun. Denn 
erstens, und das muß man einmal festhalten, 
wird heute über einen Vertrag gesprochen, 
von dem Sie ja selber die ganze Zeit behaup­
tet haben, er werde nie unterschrieben wer­
den. Heute liegt dieser Vertrag vor, Sie konn­
ten ihn ausreichend studieren. Sie wollten 
offensichtlich nicht darüber diskutieren, Sie 
werden schon wissen, warum Sie diese Dis­
kussion verweigert haben. Aber Sie· hatten 
genug Zeit, und wir haben Ihnen ja einen Ter­
min angeboten. Sie haben sich dem Termin 
auf jeden Fall entzogen. 

Es hat sich bestätigt, was unsere Position 
war. (Abg. Dr. Z i t tm a y r: Mir ist kein Ter­
min angeboten worden!) 

Wir haben immer erklärt: Wir lassen uns 
von der ÖVP in dieser Sache nicht treiben. 
Wir werden diesen Vertrag gründlich und 
seriös aushandeln, so daß das beste Ergebnis 
für Österreich herausschaut. Das wurde 
erreicht. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich möchte an dieser Stelle dem Finanzmi­
nister und seinen Mitarbeitern den Dank und 
die Anerkennung unserer Fraktion für diesen 
Erfolg aussprechen. (Neuerlicher Beifall bei 
SPÖ und FPÖ. - Abg. Dr. G r a f f: Dem 
Kreisky müssen Sie noch danken!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es sollte aber an dieser Stelle doch auch nicht 
untergehen, daß die Novelle, die uns heute 
vorliegt, keine Mehrbelastung bringt. Das ist 
ja keine Novelle, die zusätzliche Ausgaben 
bringt, sondern im Gegenteil eine Novelle, die 
eine massive finanzielle Entlastung des Bun­
des bringt. Es ist schon eine große Kunst von 
Ihnen, über eine Novelle zu sprechen und die­
ses Element der finanziellen Entlastung mit 
keiner einzigen Silbe zu erwähnen. 

Die Entlastung ist in einer Größenordnung, 
wenn man Kapital und Zinseneffekt zusam­
menzählt, von rund 2 Milliarden Schilling. Ich 
finde es schon sehr eigenartig, daß eine Par­
tei, die stets für finanzielle Entlastungen ein­
tritt, die angeblich für Sparsamkeit eintritt, 
die finanzielle Entlastung, die in dieser 
Novelle enthalten ist, ablehnen will. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. Z i t tm a y r.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich kann das nur wieder als einen Beweis für 
die wirtschaftspolitische Inkonsequenz wer­
ten, die wir seit einiger Zeit bei der ÖVP 
sehen müssen. Dieselbe Inkonsequenz, die 
Sie dazu veranlaßt, massive Steuersenkungen 
vorzuschlagen, gleichzeitig laufend Ausgaben­
wünsche zu erheben - wir hatten gestern 
eine Agrardebatte, die voll von solchen Ausga­
benwünschen war - und gleichzeitig immer 
die Höhe des Budgetdefizits zu beklagen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das geht einfach nicht zusammen, diese 
Argumentation ist nicht schlüssig, im allge­
meinen nicht schlüssig, und auch im Fall des 
Konferenzzentrums kann Ihre Argumenta­
tion nicht aufrechterhalten werden. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Wenn ich jetzt auf die einzelnen 
Punkte des Vertrages eingehen darf, so ist die 
Ausgangsposition die, daß nun mit Baukosten 
in der Höhe von 3,6 Milliarden Schilling zu 
rechnen ist, was eine erhebliche - auch das 
ist mit keinem Wort angeführt worden -
Reduzierung der Baukosten darstellt, wie sie 
noch im IAKW-Gesetz 1979 enthalten waren. 
Damals wurde mit 5 Milliarden Schilling 
gerechnet, inzwischen konnten wir eine Redu­
zierung auf 3,6 Milliarden Schilling erreichen. 

Diese Reduzierung wurde einerseits 
erreicht, indem die Kapazität des geplanten 
Konferenzzentrums vermindert wurde. Wenn 
ich Sie erinnern darf: Die ursprüngliche 
Kapazitätsplanung betrug 8 700 Plätze. Und 
weil Kollege Steinbauer hier von überdimen­
sionierter Konferenzmaschine gesprochen 
hat: Diese Kapazitätsplanung stammt aus 
dem Jahr 1968. Dreimal dürfen Sie raten, wer 
damals für diese Kapazitätsplanung verant­
wortlich war! 

Inzwischen beträgt die Kapazität 
5900 Plätze. Das heißt, wir haben eine Anpas­
sung vorgenommen gegenüber überdimensio­
nierten Vorstellungen, die offensichtlich von 
der ÖVP gekommen sind. 
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Ein zweiter Grund der wesentlichen Ein­
sparung, die wir vornehmen - auch das soll 
nicht unter den Tisch fallen -, ist eine über­
aus effiziente Bauführung. Insgesamt ist es 
damit gelungen, ein Bauwerk in einer solchen 
Größenordnung in seinen Baukosten von 
5 Milliarden auf 3,6 Milliarden Schilling zu 
reduzieren. Auch das sollte nicht untergehen. 

Nun ist es so, daß in diesem Vertrag eine 
Aktiengesellschaft als Bauträger und Besitz­
gesellschaft eingesetzt wird, von der 50 Pro­
zent beim Bund, 50 Prozent bei den arabi­
schen Partnern liegen. Diese Aktiengesell­
schaft ist mit einem Aktienkapital von 3 Mil­
liarden Schilling ausgestattet, wovon 1,5 Mil­
liarden von den Arabern in bar, in Dollar ein­
gebracht werden. Jeder, der ein bisserl was 
von der Bankwelt versteht, weiß, daß das 
zusätzliche Möglichkeiten für die österreichi­
sche Seite impliziert. (Abg. Dr. K ö ni g: Wel­
che denn?) 

Das kann ich Ihnen sehr gut sagen: aus der 
Veranlagung dieser Dollar. Das müßten Sie 
selber auch wissen, weil wir bekanntlich das 
Konferenzzentrum mit Schilling bauen und 
sich daher aus dieser Veranlagung - Sie kön­
nen sich ja selber ausrechnen, wie der Markt 
derzeit geht - jedenfalls sehr gute zusätzli­
che Möglichkeiten bieten. Das sollten Sie 
eigentlich selber wissen. 

Dieses Kapital wird nun mit einer garan­
tierten Dividende von sechs Prozent bedient, 
wobei die Besonderheit darin besteht, daß es 
sich um eine befristete Beteiligung handelt, 
und zwar um eine Befristung, die frühestens 
nach 14 Jahren, längstens nach 50 Jahren auf­
gelöst wird. (Abg. S tau d i n ger: Und die 
Steuerfreiheit, Herr Doktor?) Ich komme 
schon noch auf diese Frage, Herr Kollege. 

Das heißt also, es ist hier ein Rückkaufpreis 
ex ante festgelegt, der entweder im ursprüng­
lichen Dollarwert besteht oder im Wert von 
1,5 Milliarden Schilling plus einer Prämie von 
25 Prozent. Ich glaube, es ist eine wesentliche 
Verbesserung und hat längeres Verhandeln 
absolut gerechtfertigt, daß wir jetzt eine 
Regelung haben, wo ein fixer Rückkaufpreis 
vereinbart ist, das heißt, wo keine Substanz­
wertbeteiligung der arabischen Seite gegeben 
ist, sondern wo wir das ökonomisch - das ist 
ja der ökonomische Aspekt - als einen ganz 
simplen Kredit in einer ganz klassischen 
Form zu sehen haben. 

Wenn wir uns jetzt die Belastung ansehen, 
die sich für den österreichischen Staat ergibt, 
so sind die zwei Alternativen - Schilling al-

ternative, Dollaralternative - auseinanderzu­
halten. 

Nehmen wir die Dollaralternative, so heißt 
das, daß wir mit dem Kredit, der diesem Ver­
trag zufolge gegeben ist, einen mindestens 
14jährigen Dollarkredit zu sechs Prozent 
haben, wobei die Zinsen bekanntlich in Schil­
ling zu zahlen sind. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Ich lade Sie ein: Schauen Sie sich die jüngsten 
Ausgaben der "Neuen Zürcher Zeitung" , 
schauen Sie sich den Capital Market-Report 
der Giro-Zentrale an, um sich ein bißehen zu 
informieren, wie die Konditionen in diesen 
Bereichen sind. Sie werden sehen, daß es 
erstens sehr selten ist, daß überhaupt so 
lange Laufzeiten zustande kommen, und Sie 
werden zweitens sehen, daß die Verzinsung 
von Dollarkrediten etwa zwischen 121.4 und 
13% Prozent ist. Das heißt, eine Verzinsung, 
die weit das Doppelte dessen übersteigt, was 
wir in Österreich erreichen konnten. (Abg. 
S tau d i n ger: Steuerfreiheit, Herr Profes­
sor!) Ich komme schon noch darauf. - Das 
sind Fakten, die Sie selber aus jeder Lektüre 
der "Neuen Zürcher Zeitung" jederzeit ermit­
teln können. 

Jetzt wird gesagt: Dafür muß der österrei­
chische Staat das Wechselkursrisiko tragen. 
- In einem gewissen Sinn ist das natürlich 
richtig. So wie für jede Auslandsanleihe 
besteht auch hier ein Wechselkursrisiko, aber 
nicht unterschieden von allen anderen Aus­
landsanleihen, woher immer man sie nimmt. 

Nur ist es auch wieder wichtig zu sehen: 
Der Herr Kollege Steinbauer, dem ich das ja 
nicht vorwerfe - er ist eben kein Experte für 
diese Sachen -, hat offensichtlich völlig über­
sehen, daß man hier unterscheiden muß zwi­
schen Kapitalrückzahlung und Zinsendienst. 
Das Besondere dieses Vertrages ist jagenau, 
daß der Zinsendienst in . Schilling geleistet 
wird. Das hat gerade für das Wechselkursri­
siko eine enorme Sicherung für den österrei­
chischen Kreditnehmer zur Folge, denn alles 
das, was wir allenfalls im Kapital währungs­
mäßig verlieren würden, gewinnen wir auf 
der anderen Seite aus dem Zinsendienst. 
Wenn Sie zum Beispiel annehmen, daß wir 
eine Dollarsteigerung, einen Dollarkurs bis 
25 S hätten, so würde das auf der anderen 
Seite bedeuten, daß sich die Zinsen auf 
4,8 Prozent reduzieren. Was Sie also an Kurs 
verlieren, gewinnen Sie an der Verzinsung 
und umgekehrt. Genau das ist ein entschei­
dender Punkt, der in Ihrer Stellungnahme mit 
keinem Wort erwähnt wurde. 
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Wenn man die zweite Variante, die Schil­
lingvariante, nimmt, so bedeutet das, daß wir 
einen Schillingkredit zu 6 Prozent plus 25 Pro­
zent Prämie haben, wobei die Effektivverzin­
sung, die sich daraus ergibt, abhängig ist von 
der Laufzeit dieses Kredits. Wenn das 
14 Jahre sind, ist es eine Effektivverzinsung 
von 7,1 Prozent; läuft es länger, ist es eine 
Effektivverzinsung von 6,6 Prozent. Also wie­
der im Gegensatz zu dem, was der auf diesem 
Gebiet nicht sehr bewanderte Kollege Stein­
bauer gemeint hat, ist es für uns natürlich 
umso günstiger, je länger der Kredit läuft, 
denn umso geringer wird der Effektivzins­
satz, der hiefür kommt. 

Wenn man das mit den Konditionen ver­
gleicht, die sonst zu erzielen sind, ist zu 
sagen, daß wir gerade jetzt eine Inlandsan­
leihe aufliegen haben, die eine Rendite von 
87 Prozent hat. Wenn man davon die ZESt 
abrechnet, ist das noch immer eine Rendite 
von 8,1 Prozent gegenüber 7,1 Prozent, die wir 
hier zahlen. Wiederum ein Vorteil von minde­
stens einem Prozentpunkt, der zeigt, daß es 
sich um eine sehr günstige Finanzierungs­
form handelt, die von niemandem, der die 
Sache wirklich versteht, bestritten werden 
kann. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Jetzt komme ich zur Steuerfrage. Bei der 
Steuerfrage muß man, wie das die Bundesab­
gabenordnung vorsieht, von der ökonomi­
schen Betrachtungsweise ausgehen. In der 
ökonomischen Betrachtungsweise handelt es 
sich hier eindeutig um ein Kreditverhältnis. 
Das ist auch gerade deshalb, weil die Rück­
zahlung schon fest vorgegeben ist, ganz ein­
deutig. 

Es ist richtig, es handelt sich um einen Kre­
dit, der zinsertragsteuerfrei ist. Das ist aber 
keine Besonderheit dieses Kredits, das gilt 
für alle Fremdwährungskredite. Das gilt 
genauso für die Fremdwährungskredite, die 
die Girozentrale auflegt, genauso für die 
Fremdwährungskredite der Kontrollbank und 
der Genossenschaftlichen Zentral bank. 

Das heißt, wir haben hier eine Regelung, 
die völlig übereinstimmt mit der Regelung, 
die für alle österreichischen Emittenten gilt, 
nur mit dem einen Unterschied: daß diese 
anderen Emittenten zwischen 11 und 15,5 Pro­
zent zahlen müssen, während wir hier eine 
Verzinsung von 6 Prozent haben. 

Meine Damen und Herren! Wie immer Sie 
es drehen wollen, es ist dies eine überaus gün­
stige Form der Finanzierung, an der Sie 

nichts deuteln können. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) 

Es bleibt jetzt noch die letzte Frage: Warum 
wurde das dann nicht doch einfach als Kredit­
vertrag abgeschlossen, warum ist diese Form 
des zeitweiligen Eigentums gewählt worden? 

Die Antwort ist erstens die, daß bei einer 
anderen Konstruktionsform ganz offensicht­
lich so günstige Konditionen nicht zu realisie­
ren gewesen wären. Denn man muß ja aus 
der Sicht der Kreditgeber davon ausgehen, 
daß sie so günstige Konditionen nicht jedem 
gebe~, sondern daß sich darin ein spezielles 
Vertrauensverhältnis zu Österreich aus­
drückt, ein Vertrauensverhältnis, das nieht 
zuletzt - das möchte ich sehr betonen -
durch das unermüdliche Wirken von Bruno 
Kreisky geschaffen worden ist. 

Ich möchte nicht anstehen, an dieser Stelle 
zu erklären, daß diese günstigen Konditionen, 
die wir bekommen haben, daß dieser Vorteil 
für Österreich zu einem wesentlichen Teil 
Bruno Kreisky zu verdanken ist. Auch das 
sollte heute nicht untergehen. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Wir haben aus dieser Konstruktion heraus 
die Möglichkeit, speziell günstige Konditio­
nen zu bekommen. Aber ich möchte betonen: 
Auch von der österreichischen Seite her ist 
ein spezielles Interesse an einer engeren Ein­
bindung der arabischen Seite in das Konfe­
renzzentrum gegeben. Diejenigen von Ihnen, 
die ein bißehen in die Welt hinausblicken, wis­
sen, daß die arabischen Staaten einen sehr 
wichtigen Einfluß in den Staaten der dritten 
Welt, damit einen sehr wichtigen Einfluß in 
den Vereinten Nationen haben, daß sie damit 
einen sehr wesentlichen Einfluß auch auf die 
Auslastung und Benutzung dieses Konferenz­
zentrums haben können. Gerade die eigen­
tumsmäßige Einbindung der arabischen Seite 
stellt einen Vorteil, einen Konkurrenzvorteil 
für dieses Konferenzzentrum gegenüber 
anderen Konferenzzentren dar, um den uns 
die anderen Konferenzzentren lebhaft benei­
den. (Abg. G r a f: "Glühend", würde ich 
sagen - "lebhaft" ist zuwenig!) 

Mein Herr Kollege Gran Sie können sich 
mit Genfern unterhalten, die ja auch ein gro­
ßes Konferenzzentrum haben. Denen wäre 
eine Regelung, wie wir sie erreicht haben, 
sehr angenehm gewesen, weil sie genau wis­
sen, daß es durch diese Einbindung der arabi­
schen Seite jetzt natürlich einen stärkeren 
Einfluß gibt, Konferenzen in Österreich zu 
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veranstalten statt in anderen Staaten. Und 
genau das wurde damit erreicht. 

Ein zweiter Punkt - darauf möchte ich 
ebenfalls noch eingehen - ist der, daß die 
Einbindung der arabischen Seite zwar eine 
eigentumsmäßige ist, aber im Gegensatz zu 
dem, was der Herr Steinbauer gemeint hat, 
eben nicht im Management. Das Manage­
ment wird durch eine eigene Gesellschaft 
geführt werden, die entsprechende praktische 
Erfahrungen hat und die maximal günstig ori­
entiert agieren kann. 

Nun möchte ich noch auf die Frage einge­
hen, die auch immer wieder gestellt wird: 
Warum erfolgt denn überhaupt die Finanzie­
rung im Ausland und nicht im Inland? 

Es ist dabei sicherlich richtig, daß rein volu­
menmäßig dieser Kredit von 1,5 Milliarden 
Schilling ohne Schwierigkeiten auch im 
Inland hätte finanziert werden können. Aber, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, kon­
ditionsmäßig hätte er nie zu diesen Bedingun­
gen finanziert werden können, und ich habe 
Ihnen ja gezeigt, wie wesentlich günstiger die 
erzielten Konditionen sind. 

Weil Sie das angeschnitten haben, Herr 
Kollege: Ich kann Ihnen das aus eigener 
Erfahrung und aus eigenem Erlebnis sagen. 
Das, was von seiten der Creditanstalt vorgele­
gen ist, war eine Anfrage, aber niemals ein 
verbindliches Angebot. Wenn es Möglichkei­
ten für den österreichischen Kreditapparat 
gäbe, zu diesen Konditionen, die wir hier vor­
liegen haben, Finanzierungen vorzunehmen, 
würde niemand den Kreditapparat hindern, 
in dieser Weise einzusteigen. Nur hat sich lei­
der beim Durchrechnen gezeigt, daß das 
einem vernünftigen, einem auf sein Geld 
bedachten Bankmanager eben doch nicht 
möglich ist. Daher bleibt es dabei: Auch in die­
ser Weise ist das die günstigste Finanzierung, 
die wir erreichen konnten. 

Was die darüber hinausgehenden wirt­
schaftlichen Aspekte des Konferenzzentrums 
betrifft, möchte ich doch darauf hinweisen, 
daß man nicht übersehen darf, daß es über 
den unmittelbaren Betrieb eine ganze Reihe 
zusätzlicher volkswirtschaftlicher Aspekte 
gibt. (Präsident Mag. Mi n k 0 w i t sc h über­
nimmt den Vorsitz.) 

Zunächst der Beschäftigungsaspekt, der 
sich unmittelbar aus der Errichtung ergibt, 
der jetzt aber auch bei der eingeschränkten 
kleineren Kapazität zwischen 1 800 und 
2 000 Menschen zusätzliche Arbeit in einer 

Zeit gibt, wo dies gerade konjunkturell ein 
sehr wichtiger und sinnvoller Beitrag war. 

Ich will die Argumentation nicht überdeh­
nen: Natürlich ist das Konferenzzentrum 
allein nicht konjunkturentscheidend. Aber 
der Bau des Konferenzzentrums war und ist 
einer von den) vielen Beiträgen, die diese 
Regierung erstellt hat, um einen Zusammen­
bruch der Baukonjunktur zu verhindern; 
einen Zusammenbruch der Bauwirtschaft, 
wie er in anderen Staaten erfolgt ist. Es ist 
einer von den vielen einzelnen Schritten, mit 
denen es uns gelungen ist, die Arbeitslosen­
rate in Österreich bei der Hälfte dessen zu 
halten, was in anderen Staaten geschehen ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Uns bedeutet die Tatsache, daß wir hier eini­
gen tausend Menschen mehr Beschäftigung 
gesichert haben, als sie sonst hätten, einen 
Erfolg. Denn für uns ist Beschäftigung nach 
wie vor ein wichtiges Ziel, und ich hoffe sehr, 
daß es das auch für Sie bleibt. (Beifall bei 
SPÖ und FPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es soll aber auch herausgestrichen werden, 
daß das Konferenzzentrum auch langfristig 
positive Effekte hat. Denn inzwischen sollte 
eigentlich schon allen klar geworden sein, daß 
die traditionellen Formen unseres Fremden­
verkehrs sich allmählich Kapazitätsgrenzen 
nähern. Einer der wichtigsten Bereiche, wo 
wir noch Expansionsspielraum haben, ist der 
Konferenztourismus, der auch wesentlich 
devisenproduktiver ist als andere Formen des 
Fremdenverkehrs. 

Das Konferenzzentrum ist ein Ansatzpunkt 
für wesentliche Strukturverbesserungen der 
österreichischen Wirtschaft. Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wenn Sie heute 
in Wien durch die Straßen gehen und einen 
Hotelbauboom sehen von bis jetzt ungeahn­
tem Ausmaß, so stecken dahinter genau die 
Überlegungen der multinationalen Hotelge­
sellschaften, die davon ausgehen, daß Wien 
ein Standort wird mit zusätzlichem Konfe­
renztourismus. Offensichtlich sind diese mul­
tinationalen Gesellschaften viel eher in der 
Lage, die positiven Effekte dieses Konferenz­
zentrums und des wachsenden Wien er Frem­
denverkehrs zu erfassen, als es die Abgeord­
neten der ÖVP sind. (Beifall bei SPÖ und 
FPÖ.) Ich hoffe aber, daß auch sie einmal 
dahin kommen werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es gibt eine Untersuchung des Instituts für 
Wirtschaftsforschung, in dem die Sekundäref-
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fekte des Konferenzzentrums mit 3 000 neuen 
Dauerarbeitsplätzen - ich betone: Dauerar­
beitsplätzen - beziffert werden, Arbeits­
plätze, die zum Teil schon in den neuen 
Hotels entstanden sind, die eines nach dem 
anderen eröffnet werden. Das schafft wieder 
zusätzliche Steuereinnahmen von mindestens 
70 Millionen Schilling im Jahr. Das ist der 
Betrag, der die maximale Höhe des Betriebs­
abganges ausmacht. 

Sie sehen also: Auch volkswirtschaftlich ist 
es ein Projekt, das sich absolut rechnet, das 
eine ganze Reihe von langfristigen Vorteilen 
für die österreichische Wirtschaft bringt und 
auch aus diesem Grund von uns ganz wesent­
lich begrüßt wird. (Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich glaube, man muß das aber auch in 
einem etwas größeren Zusammenhang sehen. 
Die große Idee von Bruno Kreisky und - ich 
muß das der Fairneß halber auch hinzufügen 

. - auch die große Idee der Männer der ÖVP, 
die am Beginn des Konferenzzentrums stan­
den, war die, daß sie gesagt haben: Für ein 
Land wie Österreich, für eine Stadt wie Wien 
ist es ganz entscheidend, daß wir als kleines 
Binnenland internationale Kontakte haben, 
daß wir international aufgeschlossen sind, in 
den internationalen Strom der Ideen, der 
Gedanken der Menschen eingebunden sind. 

Wenn Sie das betrachten, was sich seit der 
Ansiedlung internationaler Organisationen in 
Wien und in Österreich geändert hat, daß wir 
internationale Schulen haben, daß wir fremd­
sprachige Zeitungen haben, daß wir eine 
wesentliche Verbesserung der internationa­
len Verkehrsverbindungen bewirken, so 
sehen Sie ja genau, worum es hier geht: Es 
geht um ein Einbinden in eine internationale 
Dynamik, die sich nicht nur auf den Bereich 
internationaler Organisationen beschränkt, 
sondern die genauso in Richtung auf Firmen 
geht, auf internationale Handelshäuser, auf 
Hochtechnologieunternehmen. Das heißt, es 
handelt sich um eine ganz wesentliche Stand­
ortverbesserung für die österreichische Wirt­
schaft insgesamt, eine Standortverbesserung, 
die wir ja alle anstreben. 

Ich habe noch die Worte des Generalsekre­
tärs Kehrer im Ohr, der erst vor kurzem bei 
einer Tagung in Linz wieder für diese größere 
Internationalität der Österreicher und der 
österreichischen Wirtschaft eingetreten ist. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Man kann aber nicht die Erfolge wollen, ohne 
vorher entsprechende Leistungen zu erbrin­
gen. Und genau um das Erbringen dieser Lei-

stungen geht es bei dem Projekt des Konfe­
renzzentrums, für das wir eintreten. (Beifall 
bei SPÖ und FPÖ.) 

Ich möchte daher zusammenfassen: Das 
Konferenzzentrum ist ein gutes Projekt 
sowohl von der Planung wie von der Durch­
führung, wie auch von der Finanzierung. Es 
hat Vorteile, die sich unmittelbar beschäfti­
gungsrelevant auswirken, und es hat Vorteile, 
die langfristig die Beschäftigungssituation 
und die Wirtschaftssituation Österreichs ver­
bessern. 

Wir werden daher als Fraktion zu diesem 
Konferenzzentrum stehen. Und wie schon bei 
meiner letzten Rede darf ich Sie von der ÖVP 
wiederum herzlich einladen, wenn dieses 
Konferenzzentrum dann eröffnet wird, wie­
derum in der ersten Reihe zu sitzen, wie Sie 
es auch sonst immer so gerne tun. (Lebhafter 
Beifall bei SPÖ und FPÖ.) 11.06 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. König. Ich erteile es ihm. 

11.06 

Abgeordneter Dkfm. DDr. König (ÖVP): 
Herr Präsident! Hohes Haus! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Es gibt unter 
den Anwälten ein geflügeltes Wort: Wenn die 
Argumente schwach sind, dann kräftig auf 
den Tisch hauen! Ihr kräftiger Applaus hat 
das bestätigt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es gab einmal eine Zeit, meine Herren 
Abgeordneten von der Sozialistischen Partei, 
da hat der damalige Bundeskanzler Dr. 
Kreisky der Opposition, nämlich der ÖVP und 
damals auch der FPÖ, entgegengehalten: Und 
ich sage Ihnen, dieses Konferenzzentrum 

. wird den Österreichern keinen Schilling 
kosten! 

Meine Damen und Herren! Und heute 
erklärt uns der Herr Abgeordnete Dr. 
Nowotny wortreich, daß das ja ein ganz nor­
maler Kreditvertrag ist, den wir ganz normal 
zu normalen, wie er sagt, jedoch sehr günsti­
gen Kreditbedingungen zurückzahlen müs­
sen. (Abg. Fa u 1 a nd: Ja, günstige!) Gün­
stige, Ja. Er behauptet, günstig, aber es ist ein 
ganz normaler Kreditvertrag. 

Das Versprechen des Herrn Bundeskanz­
lers, das werde den Österreichern keinen 
Schilling kosten, war damals nicht wahr, ist 
heute nicht wahr und wird leider auch bis zur 
Rückzahlung nicht wahrer werden. (Beifall 
bei der ÖVP.) 
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Der Herr Abgeordnete Dr. Nowotny hat 
sich hier wortreich bemüht, zu erklären, 
warum seiner Meinung nach und nach Mei­
nung seiner Fraktion die vorgenommene 
Finanzierung äußerst günstig wäre. Wollen 
wir einmal annehmen, daß er das glaubt, was 
er hier sagt, und daß auch der Herr Finanzmi­
nister derselben Überzeugung ist, wie ich 
annehme, denn sonst hätte er es ja nicht 
unterschrieben. Dann frage ich mich: Warum, 
meine Damen und Herren von der Linken, 
hat dann der Herr Finanzminister im Finanz­
ausschuß, als wir ihn anläßlich des Geschäfts­
berichtes der IAKW ersucht haben, uns Aus­
kunft über den geplanten Vertrag und seine 
Bedingungen zu geben, die Auskunft mit dem 
Bemerken verweigert, sobald der Vertrag 
unterschrieben ist, werde er im Parlament 
alles vorlegen, und dann sei ausreichend Zeit 
zur Diskussion? 

Ich stelle fest, daß wir hier erklärt haben, 
wir brauchen zwei Monate Zeit, um das zu 
prüfen. Wir wollen das im Finanzausschuß 
mit Ihnen gemeinsam Punkt für Punkt durch­
gehen. 

Was war Ihre Antwort? - Sie haben ver­
sprochen, nach der Berichterstattung des 
Finanzministers sei ausreichend Zeit zur Ver­
handlung. Das war Ihre Begründung, Herr 
Finanzminister, warum Sie in einer parla­
mentarisch einmaligen Weise die Auskunft 
im Finanzausschuß verweigert haben. 

Was machen Sie jetzt? - Statt Ihr Wort zu 
halten, ausreichend Zeit zur parlamentari­
schen Behandlung zu geben, stellen Sie einen 
Fristsetzungsantrag. Und ohne daß es über­
haupt eine Möglichkeit gab, sich entspre­
chend zu informieren, ohne daß es eine Mög­
lichkeit gab, das zu hinterfragen, was Abge­
ordneter Nowotny einfach in den Raum 
gestellt hat, peitschen Sie das ohne Ausschuß­
bericht hier im Hause durch. 

Meine Damen und Herren! Das ist eine par­
lamentarisch einmalige Vorgangsweise, das 
ist eine Brüskierung des Parlaments. (Zustim­
mung bei der ÖVP.) 

Wem werden Sie es verargen, daß ange­
sichts der vielen offenen Fragen die Vermu­
tung bleibt, daß doch nicht alles so prächtig 
ist, wie es der Herr Abgeordnete Dr. Nowotny 
geschildert hat? 

Vor allem möchte ich eines sagen - und 
das, glaube ich, muß man gerade einem Mann 
entgegenhalten, der Wirtschaftswissenschaf­
ten unterrichtet und von dem ich annehme, 

daß er sich ja nicht nur in der Theorie damit 
beschäftigt -: Herr Abgeordneter Nowotny! 
Sie sprechen hier von Umweltrentabilität, von 
Beschäftigung, die geschaffen wird, von inter­
nationalem Konferenztourismus und sagen 
dann dazu: Und das alles ist nur so und nicht 
anders möglich! - Wenn Sie das auf irgendei­
ner wissenschaftlichen Lehrkanzel verkün­
den, würden Sie wahrscheinlich als unwissen­
schaftlich, als unwirtschaftlich, als unfachlich 
qualifiziert werden. 

Denn natürlich gibt es Alternativen. (Zwi­
schenruf des Abg. Dr. No wo t n y.) Die 
wesentlich größere Beschäftigung bei glei­
chem Mitteleinsatz liegt im Wohnbau. Der 
internationale Konferenztourismus kann 
nicht nur im Konferenzzentrum bei der UNO­
City möglich sein, das bekanntlich immer 
noch sehr teuer ist, sondern Ihr eigener Bau­
tenminister hat als Alternative den wesent­
lich billigeren Ausbau der Hofburg in Verbin­
dung mit dem Messepalast angeboten. So 
sagen Sie doch nicht, es gebe keine Alternati­
ven! (Abg. Dr. He i n d 1: Das stimmt ja nicht, 
Herr Kollege!) 

Genau diese apodiktischen Behauptungen 
machen Ihre Aussagen unglaubwürdig, weil 
es eben immer Alternativen gibt und weil es 
einfach unverantwortlich ist, Alternativen 
nicht einmal zu prüfen, sondern einfach zu 
erklären: Die gibt es nicht, die darf es nicht 
geben, weil wir sie nicht sehen wollen! (Beifall 
bei der ÖVP.) 

Ich erinnere mich - der Herr Abgeordnete 
Kabas wird ja nach mir sprechen -, daß die 
Frau Dr. Partik-PabIe von der Freiheitlichen 
Partei (Ruf bei der SPÖ: Sie haben erklärt, 
10 Milliarden Schilling ... !) bei der Diskus­
sion um das Konferenzzentrum hier erklärt 
hat: Auch wir, die Freiheitliche Partei, waren 
gegen den Bau des Konferenzzentrums bei 
der UNO-City, das sagen wir, aber jetzt ist es 
soweit. Was soll man denn jetzt tun? Jetzt 
wird ja schon gebaut, und daher sind wir der 
Auffassung, man kann nur sehen, daß man so 
preiswert wie möglich durchkommt. (Abg. Dr. 
He i n d 1,' Vielleicht gescheiter geworden!) 

Herr Abgeordneter Kabas, ich hätte gerne 
eine Antwort von Ihnen darauf, warum Sie 
jetzt bezüglich der Finanzierung ... (Ruf bei 
der SPÖ: Wir haben keine Fragestunde!) 
Keine Fragestunde? Zuerst verhindern Sie die 
Behandlung im Ausschuß, zuerst verhindern 
Sie Fragestellungen im Ausschuß, und dann 
soll man womöglich hier nicht einmal fragen 
können? - Das ist doch unglaublich und 
undemokratisch sondergleichen! (Lebhafte 
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Zustimmung bei der ÖVP. - Abg. G r a f: 
Unerhört!) 

Ja meine Damen und Herren, erkennen Sie 
denn nicht, daß eine kritisch hinterfragende 
Opposition auch im Interesse der vernünfti­
gen Verantwortung für so große Vor haben der 
Regierung gelegen ist? (Zwischenruf des Abg. 
Dr. He in d 1.) Denn eine Regierung, die sagt: 
Wir wollen die Opposition gar nicht hören, wir 
wollen uns gar nicht auseinandersetzen mit 
den kritischen Argumenten der Opposition, 
wir wollen sie einfach niederbügeln mit 
einem Fristsetzungsantrag, damit wir nicht 
Antwort geben müssen!, nimmt die Verant­
wortung für Fehlleistungen voll und ganz auf 
sich und hat nicht einmal die Entschuldigung, 
daß sie sich mit den anderen Möglichkeiten 
auseinandergesetzt hat! (Abg. Dr. He i n d 1 : 
Je lauter die Argumente, um so schlechter 
werden sie! - Abg. G r a f: Der Tonn hat uns 
provoziert!) 

Herr Abgeordneter Dr. Heindl, wenn Ihre 
Fraktionskollegen so schreien, bleibt mir 
nichts übrig, als daß ich ihnen in entsprechen­
der Lautstärke antworten muß! (Beifall bei 
der ÖVP.) Aber wenn der Herr Abgeordnete 
Tonn seine Auffassung zurücknimmt, die er 
so lautstark vorgetragen hat (Zwischenruf des 
Abg. Ton n), und zugesteht, daß es der Oppo­
sition wenn schon nicht im Ausschuß, so doch 
wohl wenigstens im Plenum möglich sein 
muß, die Fragen zu stellen, die man uns im 
Ausschuß nicht stellen ließ, dann werden wir 
das hier in aller Ruhe abführen können. 

Wenn Sie glauben, daß Sie uns hier von der 
Regierungsbank aus oder von den Bänken 
der Regierungsfraktion aus die Möglichkeit 
nehmen können, jene Fragen zu stellen, die 
wir im Ausschuß gestellt hätten, dann, bitte, 
werden Sie sich täuschen, denn es ist die legi­
time Aufgabe und Verantwortung der Opposi­
tion, daß wir uns hier mit dem auseinander­
setzen, was Sie ungeprüft schnell husch, 
husch über die Bühne bringen wollen. (Beifall 
bei der ÖVP. - Abg. Sam wal d : Eine uner­
hörte Unterstellung, was Sie hier sagen! -
Zwischenruf des Abg. G r a f.) Der Fristset­
zungsantrag ist nicht Ausdruck einer Gesin­
nung, die ... (Abg. Sam wal d: Das hat mit 
der VEW überhaupt nichts zu tun!) Wenn Sie 
mich vielleicht weitersprechen lassen, werde 
ich das in entsprechender Lautstärke tun kön­
nen. (Abg. G ra f: Trotzdem: Immer an die 
VEW denken!) 

Herr Abgeordneter Samwald! Ihr Fristset­
zungsantrag ist nicht Ausdruck einer Gesin­
nung, die die Diskussion, die das Auseinan-

dersetzen mit kritischen Argumenten der 
Opposition zum Ausdruck bringt (Beifall bei 
der ÖVP), sondern es ist nichts anderes als 
das Drüberfahren mit der Fristsetzung. 
Schluß der Debatte heißt das. Schluß der 
Debatte, bevor sie überhaupt im Ausschuß 
beginnen konnte. Das ist die Wahrheit. Das 
steckt hinter dem Fristsetzungsantrag. Friß, 
Vogel, oder stirb! Das ist die Haltung, die 
dahintersteht! (Zustimmung bei der ÖVP. 
Zwischenruf des Abg. Dr. No wo t n y.) 

Ich darf zu meiner Frage an den Abgeord­
neten Kabas kommen. Ich habe die Frau 
Abgeordnete Dr. Partik-Pable zitiert. Sie hat 
gesagt: Wir waren immer gegen das Konfe­
renzzentrum, jetzt ist es aber in Bau, jetzt 
können wir ja nicht anders, jetzt muß man 
den Bau fertigführen! 

Selbst wenn man dieser Auffassung ist und 
wenn man meint, daß es nicht anders und 
nicht billiger gehe, dann heißt das sicher 
nicht, Herr Abgeordneter Kabas und meine 
Damen und Herren von der Freiheitlichen 
Partei, daß es auch hinsichtlich der Finanzie­
rung keine Alternativen gebe als jene einzige, 
die Bundeskanzler Dr. Kreisky zu seiner 
Lieblingsidee erkoren hat. 

Meine Damen und Herren! Es ist doch 
eigentlich bedauerlich, daß die Freiheitliche 
Partei jetzt, wo sie in der Regierung ist, nicht 
einmal mehr jene Freiheit in der Koalition 
hat, daß man gesagt hätte: Schauen wir uns 
doch andere Finanzierungsmöglichkeiten 
wenigstens an! Denn ich kann mir nicht vor­
stellen, daß Sie es uns als Opposition verwei­
gert haben, diese Finanzierungsmöglichkei­
ten zu sehen, aber vom Herrn Finanzminister 
Geheiminformationen bekommen hätten, die 
Sie dem Parlament nicht vorlegen. Also wer­
den Sie wohl auch keine anderen Informatio­
nen haben als wir. Und hier nicht einmal zu 
prüfen mit uns, ob es andere Möglichkeiten 
gäbe - das kann Ihnen doch kein Koalitions­
pakt verbieten. Oder geht die Koalitionstreue 
so weit, daß man nicht einmal mehr überprü­
fen kann, ob es nicht andere, vernünftigere 
Alternativen gegeben hätte? 

Ich will Ihnen nicht absprechen, daß Sie 
vielleicht dann zu der Entscheidung gekom­
men wären, jawohl, Sie gehen mit der Regie­
rung, Sie halten das für die beste Möglichkeit. 
Aber überhaupt keine Prüfung zuzulassen, 
gar nicht über Alternativen zu sprechen, das 
ist doch eigentlich ein Verhalten, das man 
sehr, sehr schwer vor allem von einer Partei, 
die sich freiheitlich nennt, verstehen kann. 
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Herr Abgeordneter Dr. Nowotny hat gesagt: 
Das, was der Generaldirektor Androsch an 
den Herrn Finanzminister herangetragen hat, 
war ja nur eine Anfrage, kein formelles Ange­
bot! 

Meine Damen und Herren! Es gilt natürlich 
bei einem Angebot auch immer die Unver­
bindlichkeit so lange, bis es zu einem echten 
verbindlichen Angebot auf Grund genau 
bestimmter und determinierter Angaben 
kommt. Aber daß man einer Anfrage, einer 
seriösen Anfrage der größten österreichi­
schen Bank überhaupt nicht nähertritt, daß 
man das nicht eingehend beurteilt, sondern 
einfach wegwischt und sagt: Er hat Gott sei 
Dank nur angefragt, es sind ja die Details 
nicht festgelegt worden - die konnte er gar 
nicht wissen, weil der Vertrag zu diesem Zeit­
punkt noch nicht unterzeichnungsreif war -!, 
das ist doch eine leichtfertige Vorgangsweise, 
weil man damit von Haus aus jede mögliche 
bessere Alternative ausschließt. Und es ist 
einfach unsenos, Herr Abgeordneter 
Nowotny, nachher zu behaupten, es gebe 
keine Alternative, wenn man eine mögliche 
Alternative gar nicht geprüft hat. (Beifall bei 
der ÖVP.) Erst nach der Prüfung hätten Sie 
sagen können: Diese Alternative hat sich als 
ungünstiger herausgestellt! Aber ohne Prü­
fung frischweg zu behaupten, es gebe keine 
Alternative, ist nicht ernst zu nehmen. (Ruf 
bei der SPÖ: Es wurde ja geprüft!) Ja bitte, 
von wem denn? Hätten Sie uns das doch vor­
gelegt! Wir haben Sie gebeten! 

Wir haben im Rechnungshofausschuß einen 
Antrag eingebracht, man sollte durch eine 
neutrale Stelle wie den Rechnungshof prüfen 
lassen, ob es in Österreich eine vergleichs­
weise günstige Finanzierung gebe. Was haben 
Sie gesagt zu diesem Antrag im Rechnungs­
hofausschuß: Das hat alles noch Zeit, den 
Antrag behandeln wir später! Dann sind Sie 
hergegangen und haben abgeschlossen, 
haben verhindert, daß wir diesen Abschluß im 
Finanzausschuß noch ordentlich debattieren 
können, und gleichzeitig haben Sie eine Prü­
fung durch den Rechnungshof verhindert. 

Meine Damen und Herren! Da sollen wir 
Ihnen glauben, daß Sie in dieser Sache so ein 
reines Gewissen haben, daß Sie so überzeugt 
sind, daß es nichts Besseres gäbe? - Da liegt 
doch die Vermutung nahe, daß Sie eine solche 
objektive Prüfung durch den Rechnungshof 
nicht haben wollten. Denn: Wenn Sie nichts 
zu scheuen hätten, warum haben Sie sie dann 
nicht zugelassen? Warum haben Sie den 
Rechnungshof nicht prüfen lassen, was 
schnell gegangen wäre? Wir haben schon vor 

zwei Monaten den Antrag eingebracht. 
Warum haben Sie nicht prüfen lassen, wenn 
Sie ohnehin der Auffassung sind, daß das so 
günstig ist? Es gibt keine vernünftige Begrün­
dung dafür, warum man das, wenn man der 
Auffassung ist, es sei so günstig, nicht durch 
eine neutrale Stelle wie den Rechnungshof 
bestätigen läßt. Es sei denn, man hat Angst, 
es kommt doch heraus, daß es nicht so gün­
stig ist. Die ganze Argumentation, die Sie hier 
aufgebaut haben, bricht dann zusammen! 

Daß es sich tatsächlich bei Ihnen in vielen 
Dingen nur um Behauptungen, bestenfalls 
um Wünsche und Hoffnungen handelt, aber 
keineswegs um erwiesene Tatsachen, geht 
aus der Feststellung hervor, die Baukosten 
würden nunmehr statt 5 Milliarden Schilling 
nur 3,6 Milliarden Schilling betragen, wie das 
ja in den Erläuterungen zur Regierungsvor­
lage enthalten ist. 

Meine Damen und Herren! Dieser Behaup­
tung, die der Herr Finanzminister in den 
Erläuterungen aufstellt, wird bereits in der 
Anlage zum Vertrag mit den arabischen Part­
nern widersprochen, weil dort bekanntlich 
unter dem Finanzierungsplan ein Kapitaler­
fordernis von 4,2 Milliarden Schilling auf­
scheint. Die Differenz beträgt 600 Millionen 
Schilling. (Bundesminister Dr. S ale her: 
Das war der damalige Wissensstand!) 

Herr Finanzminister , Sie sagen: damaliger 
Wissensstand. Bitte, der Abschluß des Vertra­
ges ist ja erst synchron mit der Einbringung 
der Vorlage, die jetzt so rasch durchgepeitscht 
werden mußte, erfolgt. Innerhalb dieser kur­
zen Zeit gibt es bereits eine Differenz von 
600 Millionen Schilling. (Zwischenruf des 
Bundesministers Dr. S a 1 c her.) Ja, aber 
man kann, wenn man etwas einbringt, das 
noch in den Erläuterungen darlegen und 
berichtigen. 

Herr Finanzminister! Zweite Frage: Sie 
haben in der Gegenüberstellung zum gelten­
den Finanzierungsgesetz den Haftungsrah­
men ausgewiesen. Ich stelle fest, daß statt 
4,9 Milliarden Schilling Haftung für das Kapi­
tal jetzt 2,5 Milliarden Schilling aufscheinen. 
Nun muß ich aber zu den 2,5 Milliarden Schil­
ling jene 1,5 Milliarden Schilling dazurech­
nen, die die Araber einbringen. Ich bin damit 
auf 4 Milliarden Schilling. Dann finde ich wei­
ter hinten noch einmal 900 Millionen Schilling 
und bin damit auf 4,9 Milliarden Schilling. 

Wir alle wollen hoffen, daß es die wirt­
schaftliche Entwicklung' gestattet, tatsächlich 
billiger bauen zu können als angenommen. 
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Aber es ergibt sich zumindest für den unbe­
fangenen Beobachter der Eindruck, daß diese 
so apodiktisch festgestellte Behauptung, statt 
5 Milliarden Schilling werde es "nur" - unter 
Anführungszeichen - 3,6 Milliarden Schilling 
kosten, jedenfalls in der Rücknahme der Haf­
tungssummen für das Kapital keinen entspre­
chenden Niederschlag findet, denn wir landen 
inklusive der 1,5 Milliarden Schilling der Ara­
ber wieder bei 4,9 Milliarden Schilling Haf­
tungssumme für das Kapital. 

Die Rücknahme der Haftung für die Zinsen 
läßt nur den Schluß zu, daß erstens sicher 
weltweit die Zinsen gesunken sind - das ist 
aber nicht ein Verdienst dieser Regierung -
und daß zweitens offensichtlich die Zinsen, 
die wir den Arabern bezahlen müssen, hier 
nicht mehr gedeckt sind. Das heißt, sie müs­
sen zusätzlich aus dem Budget gedeckt wer­
den. 

Meine Damen und Herren! All diese Fragen 
haben Sie uns im Ausschuß nicht beantwor­
tet. Ich muß schon sagen, das ist eine einma­
lige Vorgangsweise. Das kann doch wirklich 
nicht Ausdruck einer seriösen und verantwor­
tungsbewußten Vorbereitung sein! (Abg. Dr. 
No wo t ny: Warum haben Sie keinen Ter­
min beantragt?) 

Dann geht der Abgeordnete Nowotny noch 
her und sagt: Jetzt werden wir in Dollar spe­
kulieren. Das Geld verbauen wir gar nicht, 
sondern das legen wir auf Auslandsmärkten 
an. Nur hat er nicht dazugesagt, daß uns kein 
Mensch auf der Welt für einen Dollarkredit 
eine Option zwischen 14 und 50 Jahren gibt. 
Wir können also das Kursrisiko nicht in der 
gleichen Zeitspanne abdecken, sondern wir 
laufen voll hinein in das Kursrisiko des Dol­
lars. 

Meine Damen und Herren! Eine Dollarspe­
kulation noch dazu zur vollen Rückzahlung: 
Und das soll ein günstiges Geschäft sein? -
Die einzigen, die aus diesem Geschäft zu hun­
dert Prozent gesichert aussteigen, sind die 
arabischen Vertragspartner. Das erklärt 
auch, warum die Araber keinen Kreditvertrag 
wollten, sondern die Beteiligung an dem Kon­
ferenzzentrum, das volle Mitspracherecht 
durch einen zweiten Geschäftsführer, dem ein 
Vetorecht zukommt, die volle Steuerbefreiung 
und die Garantie der Republik, daß wir für 
alle Verluste aufkommen. 

Ich hätte gerne gewußt, Herr Finanzmini­
ster, wie hoch denn die Studie, die Sie in Auf­
trag gegeben haben oder die die IAKW in Auf­
trag gegeben hat, den jährlichen Betriebsver-

lust ermittelt, der präliminiert ist. Ich habe 
von 90 Millionen Schilling im Jahr gehört, und 
das ohne die Abschreibungsraten für das 
investierte Kapital. Auch das ist eine Frage, 
die Sie nicht beantwortet haben. 

Meine Damen und Herren! Zusammenfas­
send müssen wir sagen: Sie von der Regie­
rungsmehrheit und leider Gottes auch der 
freiheitliche Koalitionspartner waren nicht 
bereit, Alternativen zu prüfen. Sie waren 
nicht bereit, mit der Opposition in eine sachli­
che Diskussion über die Richtigkeit der 
Behauptungen, die Sie hier aufgestellt haben, 
einzutreten. Sie sind selbst in den schriftli­
chen Unterlagen die schlüssige Beweisfüh­
rung schuldig geblieben. Diese Unterlagen 
sind in sich widersprüchlich, und Sie haben 
das bis heute nicht aufgeklärt. Sie allein tra­
gen die volle Verantwortung dafür, daß die 
kommende Generation auf 50 Jahre hinaus 
das mit ihren Steuern bezahlen wird müssen, 
was Sie uns in Ausübung eines Erbes des 
Herrn Bundeskanzlers Dr. Kreisky hier ein­
gebrockt haben. Deshalb sagen wir in voller 
Verantwortung als Opposition zu diesem 
Gesetz unser Nein. (Beifall bei der ÖVP.) 11.28 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Abgeordnete Mag. 
Kabas. Ich erteile es ihm. 

11.28 

Abgeordneter Mag. Kabas (FPÖ): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Herr Abgeordneter Dr. 
König! Wenn die Opposition keinen Ausschuß­
termin hergeben will, dann ist es unmöglich, 
im Ausschuß die Probleme zu diskutieren. Sie 
haben sich geweigert, einen Ausschußtermin 
herzugeben. Dadurch ist es zu keiner Aus­
schußsitzung gekommen. Das ist die Wahr­
heit. Das sind Fakten, und die muß man zur 
Kenntnis nehmen! (Zwischenruf des Abg. Dr. 
Z i t tm a y r.) Man kann sich daher nicht 
nachher beklagen, wenn man als Opposition 
die vergangene Woche nicht arbeiten wollte 
und einfach den Termin verweigert hat. Bitte, 
das ist eine Tatsache gewesen. (Abg. Dr. 
Z i t tm a y r: Wer hat denn die Fristsetzung 
gemacht?) 

Sie, Herr Abgeordneter Dr. König, haben 
gemeint, daß die FPÖ auch gegen das Konfe­
renzzentrum war. Das Wort "auch" stimmt 
nicht, denn wir waren gegen das Konferenz­
zentrum, aber Sie, Herr Abgeordneter König, 
und die ÖVP waren es viele Jahre nicht. Das 
muß man aufzeigen, um die Perspektiven, die 
sich rund um das Konferenzzentrum von sei-
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ten der Opposition ergeben, auch ganz klar 
sehen zu können. 

Als 1967 die Grundsatzentscheidung der 
damaligen österreichischen Bundesregierung 
gefallen ist, eine UNO-City zu errichten und 
damit Wien zur dritten UNO-Stadt werden zu 
lassen, stand ja auch bereits fest, daß das 
Österreich Geld kosten wird, und zwar natür­
lich Steuergeld. Die Verwirklichung dieses 
Projekts wurde von der ÖVP-Alleinregierung, 
also von Bundeskanzler Klaus, vom damali­
gen Außenminister Dr. Lujo Toncic-Sorinj 
und vom damaligen Bautenminister Dr. Kot­
zina, versprochen und in Ministerratssitzun­
gen entschieden. (Abg. D e u t sc h man n : 
Der bringt etwas ganz Neues!) 

Ich will aber damit nicht sagen, Herr Kol­
lege Deutschmann, daß das von der damali­
gen Bundesregierung und von der ÖVP unver­
nünftig oder verantwortungslos gewesen ist. 
Ganz im Gegenteil! (Zwischenruf des Abg. 
Bur g s ta 11 er.) Herr Burgstaller! Vor allem 
wenn man die sicherheitspolitischen und neu­
tralitätspolitischen Aspekte miteinbezieht, so 
war das damals von der ÖVP-Alleinregierung 
sicherlich eine vernünftige und verantwor­
tungsbewußte Entscheidung. 

Ob auch ein Konferenzzentrum in der Form 
unbedingt dabeisein muß, darüber kann man 
natürlich diskutieren. (Abg. D eu t sc h -
man n: Das tun wir ja!) Herr Kollege 
Deutschmann! Die ÖVP hat vor sehr langer 
Zeit, nämlich 1967, den Standpunkt vertreten, 
daß ein Konferenzzentrum erbaut werden 
soll. Im Minderheitsbericht zum seinerzeiti­
gen IAKW-Untersuchungsausschuß 1975 heißt 
es auf Seite 85 - daran war der Herr Abge­
ordnete Dr. König federführend beteiligt -: 

"Nach unserer Auffassung" - also nach 
ÖVP-Auffassung - "ist die Verbindung von 
Wien als UN-Sitz oder als Sitz von Sekreta­
riatseinheiten und Wien als Konferenzstadt 
mit einem der Bedeutung der Bundeshaupt­
stadt angemessenen Konferenzzentrum un­
trennbar verbunden." (Abg. D e u t sc h -
man n: "Angemessen"!) 

Nein, Sie haben in einer Presseaussendung 
genau dorthin gesteuert, nämlich in Richtung 
UNO-City. Sie, Herr Dr. König, waren das. 
Diese Aussage aus dem Untersuchungs aus­
schuß stammt von den Abgeordneten Dr. 
König, Dr. Blenk und Professor Ermacora, die 
auch heute noch diesem Haus angehören, die 
aber in der Zwischenzeit - das muß man 
anerkennen und auch akzeptieren, so etwas 

kann es geben - ihre Meinung in dieser 
Frage um 180 Grad geändert haben. 

Sie wollen heute kein Konferenzzentrum 
mehr. Was ich Ihnen aber zum Vorwurf 
mache, ist, daß Sie die Realität des Baues 
ignorieren. Das ist der springende Punkt. Sie 
waren viele Jahre für das Konferenzzentrum. 
Dann haben Sie Ihre Meinung geändert, und 
jetzt akzeptieren Sie nicht, daß dieser Bau 
bereits steht. Das ist der Unterschied zu uns 
Freiheitlichen. (Abg. Dr. K ö ni g: Wir reden 
von der Finanzierung!) Dazu komme ich 
schon noch. Ich sehe ein, daß Ihnen das unan­
genehm ist, Herr Dr. König. Nur: Man muß 
das global abhandeln und auch sehen, wel­
chen Schwenk die ÖVP hier gemacht hat. Wir 
Freiheitlichen waren gegen den Bau des Kon­
ferenzzentrums, wie wir es hier schon einige 
Male dargelegt haben, und stimmten 1979 
auch gegen den diesbezüglichen Beschluß. 

Nur: Im Jahre 1983, bei unserem Regie­
rungseintritt, stand bereits der Rohbau, und 
es waren 1,8 Milliarden Schilling verbaut 
beziehungsweise rechtswirksam verplant. 
Daher konnten wir aus wirtschaftlicher Ver­
nunft nicht sagen: Jetzt lassen 'wir diesen 
Rohbau als Ruine stehen. Das wäre wirklich 
verantwortungslos gewesen. 

Die ÖVP aber wollte das. Genau das! Denn 
Sie haben keine Alternative zum Rohbau, der 
1983 bereits stand, aufgezeigt. Sie haben dann 
drei Monate später durch Ihren Abgeordneten 
Steinbauer dekretiert, the point of no return 
sei nun erreicht worden. (Abg. Dr. Z i t t­
m a y r: Bei Zwentendorf!) Zwentendorf geht 
ja auch auf einen ÖVP-Beschluß zurück, das 
ist genau das richtige Stichwort, Herr Kollege 
Zittmayr. Die ÖVP will anscheinend als Tro­
phäensammler von Bauruinen gelten. Dazu 
können wir uns beim Konferenzzentrum 
sicher nicht verstehen. (Beifall bei FPÖ und 
SPÖ. - Abg. Dr. Z i t tm a y r: Das ist Ihr 
Zwentendorf!) 

Herr Zittmayr! Ich darf Sie aufklären.- Bei 
Zwentendorf sagen wir nach wie vor nein, 
weil da ganz andere Sicherheits momente und 
gesundheitspolitische Momente dazukom­
men, die in keinem Vergleich zum Konferenz­
zentrum stehen. Sie verwechseln da wieder 
Äpfel mit Birnen; das sollte eigentlich einem 
Mann, der aus der Landwirtschaft kommt, 
nicht passieren. (Beifall bei FPÖ und SPÖ. -
Abg. Dr. Z i t t m a y r: Das ist eine klare 
Linie!) 

Obwohl im Mai 1983 der Rohbau bereits fer­
tig war, wollte die ÖVP in Verkennung der 
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Realität das nicht wahrhaben. Sie wollte den 
Baustopp haben. Das geht aber nicht, wenn 
man auch nur einen Funken von Verantwor­
tung besitzt. 

Wir Freiheitlichen haben in den Regie­
rungsverhandlungen folgendes erreicht, und 
das hat auch in der Regierungserklärung sei­
nen Niederschlag gefunden - ich zitiere 
wörtlich -: 

"Um die Stellung Österreichs als Femden­
verkehrsland und Stätte der internationalen 
Begegnung zu stärken, wird das von der Bun­
desregierung 1967 beschlossene Österreichi­
sche Konferenzzentrum in der kostengünstig­
sten Weise fertiggestellt werden." 

Die Regierungserklärung wurde bereits 
erfüllt. Einerseits wurde beschlossen, die 
ursprünglich von der ÖVP geplante Gesamt­
kapazität von 8 700 Personen auf 5 900 Perso­
nen zu reduzieren. Andererseits werden die 
Baukosten nicht 5 Milliarden Schilling, son­
dern 3,6 Milliarden Schilling betragen; also 
eine Reduzierung der Baukosten um über 
30 Prozent. Aber auch das paßt der Opposition 
nicht. Der Abgeordnete König hat ja vorhin 
reklamiert, warum das Konferenzzentrum 
nicht 4,2 Milliarden Schilling kostet. (Abg. 
DDr. K Ö n i g.. Nein, aber . .. ) Hören Sie zu, 
Herr Dr. König. Ihr Abgeordneter Steinbauer 
hat ja noch eine ganz andere Prognose 
erstellt. Er hat nämlich angekündigt, der Bau 
werde 10 Milliarden Schilling kosten. Bitte, 
das muß man sich einmal vor Augen halten. 
Die ÖVP hat vor einem Jahr hier in diesem 
Hause behauptet, dieser Bau werde 10 Mil­
liarden Schilling kosten. So teuer wäre also 
den Österreichern dieser Bau gekommen, 
wenn die ÖVP etwas zu sagen gehabt hätte. 
(Abg. Dr. Helene Partik-Pable: Das 
heißt den Teufel an die Wand malen, wie das 
die ÖVP immer macht! - Abg. G r a f .. Unter­
brechen Sie nicht Ihren Redner!) Nein, nein, 
das ist keine Unterbrechung, sondern das ist 
nur eine Unterstreichung dessen, was ich 
gesagt habe. Hören Sie zu, Herr Präsident 
Graf. (Abg. G ra f .. Ich höre zu!) 

Zur Finanzierung hat Kollege Dr. Nowotny 
die Dinge, so wie sie sind, hier sehr klar und 
deutlich aufgezeigt. Die Teilfinanzierungs­
form stellt ökonomisch gesehen ein Kreditge­
schäft dar, das wird auch von Ihnen nicht 
bestritten. Daraus geht hervor, weil es eben 
ein Kreditgeschäft ist, daß sich beide Teile 
Vorteile davon versprechen. Das heißt, selbst­
verständlich bekommt bei einem Kreditge­
schäft niemand Geld geschenkt, sondern jede 
normale Finanzierung, jeder normale Kredit 

kostet natürlich etwas. Das Bundesministe­
rium für Finanzen beziehungsweise der Herr 
Bundesminister für Finanzen hat diese vorlie­
gende Form ausgearbeitet, und diese Form ist 
jedenfalls besser als andere Formen, die da 
und dort angeboten wurden. 

Daß der Weg der Aktiengesellschaft 
gewählt wurde, hat - das hat auch schon Kol­
lege Nowotny ausgeführt - seinen Grund bei 
den arabischen Partnern, insbesondere was 
die Höhe der Verzinsung betrifft. Diese liegt 
bei 6 Prozent, wobei allerdings - das muß 
man natürlich da miteinbeziehen - bei der 
Rückzahlung eine Option der Araber vorliegt, 
und zwar ob sie die Rückzahlung auf der Dol­
larwertbasis haben oder aber eine 25prozen­
tige Prämie bekommen wollen. Insofern 
erhöht sich dann natürlich insgesamt, wenn 
man das miteinbezieht, auch die Verzinsung. 

Es wird aber auch immer wieder ins Tref­
fen geführt, daß man nicht auf den ausländi­
schen Markt hätte gehen sollen. Es ist aber 
doch unbestritten, daß fast bei jeder Aus­
landsschuld der Bund günstiger abschneidet. 
Ich möchte in diesem Zusammenhang nur 
darauf hinweisen, daß bei einem Dollarkredit 
die Oesterreichische Nationalbank als Devi­
senhändler agieren kann und dadurch der 
Bund dann bei der Gewinnausschüttung wie­
der einiges zurückbekommt. 

Natürlich kann mit den US-Dollars noch 
anderes gemacht werden, noch anders veran­
lagt werden; ich möchte hier nur das Stich­
wort "Currency-swap" anführen. Da kann 
dann jeder seine Phantasie spielen lassen. Ich 
bin überzeugt, daß auch hier von seiten des 
Bundesministeriums für Finanzen Gedanken 
und Überlegungen angestellt werden, wie die­
ses Geschäft noch günstiger gemacht werden 
kann. Hier gibt es also durchaus eine Menge 
von Gestaltungsmöglichkeiten. 

Die Kritik, daß hier eine Steuerfreiheit vor­
liegt, geht ja ins Leere, wenn man - und das 
ist ja heute unbestritten - davon ausgeht, 
daß das Ganze de facto einen Kredit darstellt, 
weil ja jeder im Ausland aufgenommene Kre­
dit keine Steuerschöpfung abgeworfen hätte, 
genausowenig wie ein Inlandskredit - ich 
verweise hier nur auf das Körperschaftsteuer­
gesetz, auf das Schachtelprivileg und so wei­
ter. 

Natürlich kann man, und das wurde nicht 
erst heute getan, sondern das geht ja seit 
einem Jahr - über diese spezielle Finanzie­
rungsform hat es ja schon im Februar eine 
Diskussion gegeben -, über diese Fragen dis-
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kutieren. Aber es wird sicher nicht der Nach­
weis zu erbringen sein, daß. dieser Vertrag 
und diese Finanzierung ungünstig sind. Ihr 
Abgeordneter Dr. Taus hat es in der Februar­
Sitzung als ein ganz normales Kreditgeschäft 
bezeichnet. Wir sagen, wenn man alles mit­
einbezieht, daß es ein günstiges Geschäft sein 
wird. 

Wenn man hier all die Ankündigungen und 
Analysen der ÖVP jetzt miteinbezieht, etwa 
Ihre Prognose, es werde überhaupt keine ara­
bischen Partner geben, so stimmen sie nicht, 
so sind sie zusammengebrochen. Die Behaup­
tung der ÖVP, daß die Teilfinanzierung eine 
ganz besonders ungünstige Form darstellt, ist 
nicht haltbar, sie wurde heute widerlegt. Und 
die Behauptung der ÖVP, daß der Bau 10 Mil­
liarden Schilling kosten wird, ist ebenfalls in 
sich zusammengebrochen. Er wird 3,6 Milliar­
den Schilling kosten. 

Daher muß man sagen, daß all diese Pro­
gnosen und Ankündigungen, die ja immer nur 
die Menschen verunsichern sollen, die ja 
immer wieder nur den Teufel an die Wand 
malen sollen, damit die Menschen draußen 
glauben, daß da irgend etwas Schlechtes pas­
siert, heute, aber nicht erst heute, klipp und 
klar widerlegt wurden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Realität ist eben ganz anders, als die ÖVP 
sie haben will. Dieser Bau steht bereits, diese 
Teilfinanzierung, die auch eine Entlastung 
des Budgets darstellt, ist eine, wie Taus sagt, 
normale Finanzierung, wir sagen und haben 
auch den Nachweis erbracht, sie ist eine 
durchaus günstige Finanzierung, und daher 
werden wir diesem Finanzierungsgesetz 
unsere Zustimmung geben. (Beifall bei FPÖ 
und sm.) 11.44 

Präsident Mag. Minkowitsch: Als nächster 
zum Wort gemeldet ist der Herr Abgeordnete 
Dr. Ettmayer. Ich erteile es ihm. 

11.44 

Abgeordneter Dr. Ettmayer (ÖVP): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Herr 
Abgeordneter Kabas, ich fürchte sehr, daß 
unsere Prognose, daß das Konferenzzentrum 
kaum ausgelastet sein wird, leider richtig ist. 
Schauen Sie in die Länder um Österreich. Das 
Save-Zentrum in Belgrad, das aufgebaut 
wurde für eine KSZE-Nachfolgekonferenz, 
beginnt bereits zu rosten, die Konferenzzen­
tren in Berlin und in Hamburg sind kaum 
ausgelastet. 

Meine Damen und Herren! Es geht sicher-

lieh einmal um das Konferenzzentrum an 
sich, es geht darüber hinaus aber meines 
Erachtens um viel mehr, nämlich um die 
Regierungspolitik. Es hat eben jede Zeit, jede 
Epoche ihre Symbole. Die Pharaonen haben 
die Pyramiden erbaut, die Raubritter haben 
uns die Ruinen hinterlassen, und die Fürsten 
haben ihre Schlösser gebaut. Ich glaube, daß 
das Konferenzzentrum für künftige Genera­
tionen ein trauriges Symbol einer verfehlten 
sozialistischen Regierungspolitik sein wird 
(Beifall bei der ÖVP), wobei diese Politik jetzt 
von den Freiheitlichen unterstützt wird. 

Ich glaube, daß dieses Konferenzzentrum in 
dreifacher Hinsicht - in dreifacher Hinsicht! 
- ein Symbol für die Regierungspolitik der 
letzten Jahre ist: 

Einmal ist es ein Symbol dafür, daß der 
Staat offensichtlich überfordert wurde. 
Arbeitsplatzsicherung, wie man in einigen 
Büchern von Professor Nowotny nachlesen 
kann, die sehr interessant sind, und was ich 
durchaus unterstreiche, ist über staatliche 
Tätigkeit nicht in dem Ausmaß möglich, wie 
man sich das ursprünglich vorgestellt hat. 

Das Konferenzzentrum ist zweitens sicher­
lich auch ein Symbol für die Überforderung 
des Steuerzahlers, und das Konferenzzen­
trum ist drittens, meine Damen und Herren, 
ein Symbol dafür, daß Sie eine wesentliche 
demokratische Institution, nämlich ein Volks­
begehren, mißachtet haben. 

Ich möchte kurz eingehen auf das Konfe­
renzzentrum als Symbol für die Überforde­
rung des Staates. 

Ich gestehe durchaus ein, daß die staatliche 
Tätigkeit in Österreich eine lange Tradition, 
eine erforderliche Tradition, eine anerkannte 
Tradition hat: im Wohlfahrtsbereich, im 
Schulbereich, sehr wohl auch im Bereich der 
Arbeitsplatzsicherung, und zwar gerade in 
jüngster Zeit: Wiener Stadion in der Ersten 
Republik, Kap~n in der Zweiten Republik, 
Autobahnen in den fünfziger und sechziger 
Jahren. 

Meine Damen und Herren! Das ist jetzt der 
Vorwurf, den ich vor allem an die sozialisti­
sche Fraktion richte, ich will jetzt gar nicht 
auf die Diskussion eingehen, die einmal über 
den Staat als Hebel zur Verwirklichung des 
Sozialismus geführt wurde. Aber Sie, meine 
Damen und Herren, haben zeitweise so getan 
und ließen sich vor allem von Ihrem Vorsit­
zenden Bruno Kreisky dazu verleiten, so zu 
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tun, als wäre der Staat überhaupt allmächtig, 
als könnte er Wunder wirken. 

Sie haben gesagt: Wir sichern die Arbeits­
plätze!, und haben dafür Großprojekte der 
öffentlichen Hand angeführt, Defizite und 
Schulden. Wenn ich jetzt das "Handbuch der 
österreichischen Wirtschaftspolitik" auf­
schlage, das Professor Nowotny herausgege­
ben hat und das wirklich hochinteressant ist 
und durchaus propagiert werden soll, dann 
lese ich, daß wesentliche und große Projekte, 
die ursprünglich dazu hätten dienen sollen, 
Arbeitsplätze zu sichern, gescheitert sind: 
Aichfeld-Murboden. Es hat letztesmal hier 
dann eine tatsächliche Berichtigung gegeben. 

Herr Professor Nowotny! In dem von Ihnen 
herausgegebenen Buch steht im Artikel von 
Dr. Moser von der Arbeiterkammer in Graz: 
"Die damals auf Wachstum und Außenorien­
tierung gerichtete Regionalpolitik ist heute 
kaum mehr wirksam. Künftig muß das 
Augenmerk mehr auf eine Förderung der 
unternehmerischen Fähigkeiten gelegt wer­
den." Und in einem anderen Artikel dazu 
heißt es, daß die sicherlich großen Mittel, die 
dafür investiert wurden, kaum dazu gedient 
haben, die Krise um zwei Jahre zu verschie-
ben. . 

Im selben Buch findet man eine sehr inter­
essante Abhandlung über General Motors, wo 
es ebenfalls heißt, Herr Professor Nowotny -
Sie haben es ja sicher gelesen, weil Sie es ja 
herausgegeben haben -: "Das Projekt ist für 
österreichische Zulieferanten zu groß, die 
Produktion ist von ausländischen Entschei­
dungen abhängig ... " Das erleben wir ja jetzt 
täglich. Und weiters heißt es dann: "Das Pro­
jekt gibt, gemessen an den gigantischen Sub­
ventionen, für die österreichische Industriepo­
litik zu wenig her." 

Im selben Lichte kann man das Konferenz­
zentrum betrachten. Auch Sie, Herr Professor 
Nowotny, haben heute nicht gesagt, wie viele 
Arbeiter tatsächlich beim Bau des Konferenz­
zentrums beschäftigt sind. Sie haben 
ursprünglich von 4000, von 5000 gesprochen, 
und jetzt sind es einige Hunderte. 

Deshalb glauben wir, meine Damen und 
Herren, daß dieses Projekt verfehlt war und 
verfehlt ist und daß mehr Arbeitsplätze hät­
ten geschaffen werden können, wenn man 
dieses Geld für die Sanierung von Wohnun­
gen, für die Altstadtverbesserung oder selbst 
für die VEW in Ternitz ausgegeben hätte. 

Meine Damen und Herren! Wenn ich sage, 

daß dieses Projekt die Tatsache symbolisiert, 
daß Sie in den letzten Jahren den Staat über­
fordert haben, dann vor allem deshalb, weil 
sich eben die Finanzschulden gigantisch ent­
wickelt haben, weil die Zinsen und die Tilgun­
gen einfach ins Enorme gestiegen sind und 
weil sich das Budgetdefizit in den letzten 
14 Jahren verfünfzehnfacht hat. Der österrei­
chische Steuerzahler muß ja für die Kosten 
dieses Projekts aufkommen, der österreichi­
sche Steuerzahler muß für die Finanzschul­
den, die 1970 47,1 Milliarden Schilling betra­
gen und sich in der Zwischenzeit auf 476 Mil­
liarden Schilling erhöht haben, aufkommen. 

Meine Damen und Herren von der soziali­
stischen Fraktion! Wissen Sie, was das bedeu­
tet? Im letzten Jahr, im Jahr 1983, haben sich 
die Finanzschulden der Republik täglich um 
200 Millionen Schilling erhöht, stündlich um 
8,5 Millionen Schilling, und die österreichi­
schen Steuerzahler müssen dafür aufkom­
men, daß dieses Geld wieder zurückgezahlt 
wird. 

Wir lehnen diese Verschwendungspolitik 
ab, weil wir sehen, daß die Zinsen für die 
Finanzschulden im Jahre 1983 mit 27 Milliar­
den Schilling bereits höher waren als die 
Rückzahlungsraten. 

Wir glauben, daß das Geld im Konferenz­
zentrum schlecht angelegt ist, weil es kaum 
einen aeschäftigungseffekt hat, weil es über­
haupt keinen Produktionseffekt hat und weil 
es überhaupt keinen Innovationseffekt hat. 
Deshalb meinen wir, daß es sich hier um ein 
Verschwendungsprojekt handelt. 

Zweitens, meine Damen und Herren, ist das 
Konferenzzentrum ein Symbol für die Über­
forderung des Steuerzahlers. Im Vorblatt zu 
den Erläuternden Bemerkungen der vorlie­
genden Novelle kann man lesen, das Projekt 
verursache keine Kosten. Ich glaube, es sollte 
vielmehr heißen, es bringe keinen Nutzen. 

Im Gesetzestext steht ja, daß das Konfe­
renzzentrum 3,5 Milliarden Schilling kosten 
wird. Der österreichische Steuerzahler, meine 
Damen und Herren, muß diese 3,5 Milliarden 
Schilling mit Zinsen und Zinseszinsen auf 
Heller und Pfennig zurückzahlen. Glauben 
Sie nicht, daß das zurückgezahlt werden muß, 
Herr Staatssekretär? - Dann beweisen Sie 
bitte das Gegenteil! Man wird letztlich sehen, 
wie hoch die Kosten tatsächlich sein werden. 

Was sicherlich für viele Menschen in die­
sem Land das Erschütternde ist: Während die 
Araber von allen Steuern befreit sind, keine 
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Vermögensteuer zahlen müssen, keine Ein­
kommensteuer zahlen müssen, keine Kapital­
ertragsteuer zahlen müssen, haben sich die 
österreichischen Steuerlasten in den letzten 
Jahren ganz gigantisch erhöht. Durch die 
Erhöhung der Steuern zu Beginn dieses Jah­
res, durch die Erhöhung der Sozialversiche­
rungsbeiträge, durch die Erhöhung der Preise 
sind es vor allem die Empfänger der kleinen 
und mittleren Einkommen, die heute für Ihre 
Prestigeprojekte, für Ihre Verschwendungs­
projekte zahlen müssen. 

Ich darf einige Zahlen nennen. Die kalte 
Lohnsteuerprogression beträgt im heurigen 
Jahr bereits 13,5 Milliarden Schilling. Das 
heißt, meine Damen und Herren, wäre der 
Lohnsteuertarif seit 1976 nur dem Ausmaß 
der Inflation angepaßt worden, dann müßten 
die Österreicherinnen und Österreicher heuer 
um 13,5 Milliarden Schilling weniger Steuer 
zahlen. 

Der Finanzminister weiß besser als ich, in 
welchem Ausmaß die Lohnsteuer steigt bezie­
hungsweise welche Opfer gerade von den 
Beziehern kleinerer Einkommen verlangt 
werden. Wenn heute ein Arbeiter oder ein 
Angestellter, der 7000 S verdient, eine Lohner­
höhung um 5 Prozent erhält, dann steigt die 
Lohnsteuer nicht um 5 Prozent, auch nicht 
um 10 Prozent, sondern um 20 Prozent. Bei 
einer fünfprozentigen Erhöhung eines 
Gehalts von 14000 S, steigt die Steuer um 
9 Prozent. Ich glaube, hier sieht man, wie 
stark der Steuerdruck ist, und hier sieht man 
auch, Herr Finanzminister, wie notwendig 
eine entlastende Steuerreform wäre. 

Wir k<;>nnen heute feststellen, daß es bereits 
zu Realeinkommensverlusten gekommen ist. 
Wenn man ein Durchschnittseinkommen des 
Jahres 1976 mit einem heutigen Durch­
schnittseinkommen von 15 450 S vergleicht, 
dann ist die Kaufkraft b~i dem heutigen 
Durchschnittseinkommen um 500 S geringer. 
Warum, meine Damen und Herren? - Weil 
die Belastung damals 20 Prozent ausgemacht 
hat und heute 35 Prozent beträgt. 

Ich könnte diese Beispiele beliebig fortset­
zen. In welchem Ausmaß sind die Sozialversi­
cherungsbeiträge gestiegen? Heute müssen 
etwa bei einem Einkommen von 21 000 S über 
7000 San Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbei­
trägen gezahlt werden. Das Mehrwersteuer­
aufkommen ist von 1971 bis 1983 um über 
545 Prozent gestiegen. Meine Damen und 
Herren! Da wollen Sie sagen, die Bevölkerung 
soll es hinnehmen, daß Prestigeprojekte, Ver-

schwendungsprojekte wie das Konferenzzen­
trum gebaut werden? 

Ich glaube daher, meine Damen und Her­
ren, daß dieses Konferenzzentrum ein Sym­
bol dafür ist, daß Sie den Staat überfordert 
haben, daß Sie den österreichischen Steuer­
zahler überfordert haben. Sie haben sogar in 
Kauf genommen, daß der Lebensstandard in 
Österreich durch die Belastungen zurückgeht, 
und Sie haben in Kauf genommen, daß öster­
reichisches Geld für sinnlose Zwecke ins Aus­
land geht. (Beifall bei der ÖVP.) 

Das Konferenzzentrum ist - das ist viel­
leicht abschließend das wichtigste Argument, 
meine Damen und Herren - ein Symbol 
dafür, daß Sie die demokratische Institution 
des Volksbegehrens mißachtet haben. Sie 
haben sich über den Willen von 1 362 562 
Österreicherinnen und Österreichern hinweg­
gesetzt; Österreicherinnen und Österreichern, 
die mit uns der Meinung sind, daß wir ein 
schönes Konferenzzentrum in der Hofburg 
haben und deshalb kein neues brauchen, die 
mit uns der Meinung sind, daß eine Entla­
stung der Wirtschaft, eine Entlastung des 
Konsumenten wichtiger ist als weitere Ver­
schwendungen und weitere Prestigeprojekte, 
und die mit uns der Meinung sind, daß dieses 
Konferenzzentrum ein Symbol für die ver­
fehlte Politik der letzten Jahre ist. (Beifall bei 
der ÖVP.) 11.57 

Präsident Mag. Minkowitsch: Zum Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist 
geschlossen. 

Wünscht der Herr Ausschußobmann ein 
Schlußwort? - Dies ist nicht der FalL 

Wir gelangen zur Ab s ti m m u n g über 
den Gesetzentwurf samt Titel und Eingang in 
320 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hiezu 
ihre Zustimmung geben, sich von den Sitzen 
zu erheben. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, sich von 
den Sitzen zu erheben. - Das ist mit M ehr -
h e i t auch in dritter Lesung a n gen 0 m -
men. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 
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Ich gebe bekannt, daß in der heutigen Sit­
zung der Selbständige Antrag 105/ A einge­
bracht worden ist. 

Ferner sind die Anfragen 843/J bis 850/J 
eingelangt. 

Die n ä c h s te Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für heute, Donnerstag, den 28. Juni 

1984, um 12 Uhr ein. 

Die Tagesordnung ist der im Saal verteilten 
schriftlichen Mitteilung zu entnehmen. 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet werden. 

Die jetzige Sitzung ist ge s chI 0 s sen. 

Schluß der Sitzung: 11 Uhr 58 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 607 4 
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